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Das Jahr 2012 ist vorüber, Anlass 
genug, mal danach zu fragen, 

was sich im Bereich der berufl ichen 
Schulen so getan hat.

Da ist zunächst und als Hauptver-
änderung die „Selbstständige 

Schule“ (SBS) zu nennen. Nachdem 
das Modellprojekt SV+ ausgelaufen 
war wurde durch Änderung des Schul-
gesetzes die Möglichkeit geschaffen, 
dass sich berufl iche Schulen in SBS-
Schulen umwandeln konnten. Neben 
den 17 SV+Schulen stellten zum Jah-
resbeginn zunächst 17 weitere Schu-
len einen Antrag zur Umwandlung, 
im September kam gerade noch eine 
dazu, so dass inzwischen 35 von 108 
Staatlichen Berufl ichen Schulen SBS-
Schulen sind. So attraktiv, wie immer 
offi ziell behauptet, scheint das Modell 
der Selbstständigen Schule unter den 
vorgegebenen Bedingungen nun doch 
nicht zu sein (vgl. auch den Beitrag 
auf S. 14/15).

Die Lehrerstellen-Zuweisung ist 
nach wie vor ein absolut umstrit-

tenes Feld. Pochen GEW, glb und die 
Arbeitsgemeinschaft der Direktor/in-
nen an berufl ichen Schulen nach wie 
vor und mit Recht auf eine Grund-
unterrichtsversorgung, welche die er-
forderlichen Unterrichtsstunden ein-
schließlich der notwendigen Teilun-

gen in den verschiedenen Schulfor-
men der berufl ichen Schulen beinhal-
tet, versucht das HKM trickreich, den 
Bedarf an Lehrerstellen rechnerisch 
zu reduzieren. So geschehen mit dem 
nicht erteilten Religionsunterricht 
oder der erlasslichen Maßgabe, mehr-
jährige Bildungsgänge zu schließen, 
wenn sie im zweiten Jahr nicht mehr 
die vorgegebene Mindestklassengrö-
ßen erreichen.

Und was vernimmt man von „un-
serer“ Berufsschulabteilung im 

HKM? Sie scheint insbesondere in ih-
rer Leitung abgetaucht und ist so gut 
wie nicht mehr wahrzunehmen. Eine 
starke und selbstbewusste Positionie-
rung im von Allgemeinbildnern do-
minierten HKM sieht wahrlich an-
ders aus!

In 2013 sind Neuwahlen zum Land-
tag. Lasst uns sehr genau analysieren, 

was die politischen Parteien in ihren 
Wahlprogrammen zu den berufl ichen 
Schulen und der Berufl ichen Bildung 
und darüber hinaus sagen, zur voll-
schulischen Berufsausbildung, zum 
sog. Übergangssystem, zur Selbststän-
digen Schule, zur Lehrerfortbildung, 
zur Weiterentwicklung berufl icher 
Schulen, zu Produktionsschulen etc. 
Und, lasst uns darauf Einfl uss neh-
men, in all den Zusammenhängen, in 
denen dies geht!

In diesem Sinne grüßt Euch
Euer

„In einer hierarchischen Organisation pfl egt jeder Beschäftigte so lange aufzu-
steigen, bis er einen Posten erreicht hat, für den ihm die Kompetenz fehlt“

(Laurence J. Peter)
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ÜBERGABE IM LANDTAG

Pressemitteilung Nr. 2/2012

Die Aufstiegsmöglichkeiten für den 
Fachlehrer an berufl ichen Schu-

len müssen an das heutige Anforde-
rungsprofi l angeglichen werden! Auf 
diese Forderung verwies kürzlich eine 
Abordnung der Arbeitsgemeinschaft 
„Netzwerk der Koordinatorinnen und 
Koordinatoren für Fachpraxis an be-
rufl ichen Schulen in Mittelhessen“ im 
Gespräch mit Vertretern des Hessi-
schen Kultusministeriums (HKM) in 
Wiesbaden und konnte dabei mit etli-
chen Nachweisen die Notwendigkeit 
solch einer Umsetzung belegen. Das 
HKM vertraten der Abteilungsleiter 
für Berufl iche Schulen Dieter Wolf 
und Referatsleiter Harald Persch.

Fachlehrer(innen) für arbeitstech-
nische Fächer erteilen fachprakti-

schen Unterricht an den berufl ichen 
Schulen, die Koordinator(inn)en über-
nehmen zusätzlich organisatorische 
Aufgaben. Das derzeitige Betätigungs-
feld hat sich mit den heutigen Anfor-
derungen weiterentwickelt und führ-
te zu einem fachspezifi sch wesentlich 
umfangreicheren Unterrichtseinsatz, 
sei es u. a. der Mittelstufeneinsatz, E-
Learning, Projektunterricht aber auch 
zur Übernahme von speziellen Funk-
tionen im Schulleben bzw. zur Mitar-
beit in der Schulleitung.

Mit 2500 Unterstützer-Unterschrif-
ten und einem Plakat im Ge-

päck fand sich nun ein 6-köpfi ges 
Sprecherteam unter der Leitung von 
Sandra Thiesen-Meinhold (Limburg) 
und Siegfried Groß (Marburg) beim 
HKM in Wiesbaden ein, um eine ent-
sprechende Resolution zu übergeben 
(s. insider 3-2012). 

Die Anfang dieses Jahres gebildete 
Arbeitsgemeinschaft versteht sich als 
Interessensvertretung der circa 1200 

Fachpraxislehrkräfte in Hessen.
Beamtenrecht und die Besoldung 

müssen endlich an die immer komple-
xer werdenden Anforderungsprofi le 
und Tätigkeitsmerkmale dieser Lehr-
kräfte angepasst werden, so das Spre-
cherteam beim offi ziellen Gesprächs-
termin mit den HKM-Vertretern.

Kernforderungen der Resolution 
sind demnach die Weiterquali-

fi zierung und Durchlässigkeit in den 
höheren Dienst, die Vereinheitlichung 
der Abschlussqualifi kation in den ein-
zelnen Berufsfeldern analog zur Meis-
ter- und Technikerprüfung sowie die 
Aufstiegsbeförderung von Fachleh-
rer(inne)n und Koordinator(inn)en.

Unterstützung erfährt die Resolu-
tion nicht nur von betroffenen 

Lehrkräften, sondern von vielen Perso-
nalräten und kompletten Schulleitun-
gen berufl icher Schulen aus allen Re-
gionen Hessens, den Gewerkschaften 
und Verbänden GEW und GLB sowie 
der „AG der Direktorinnen und Di-
rektoren der Berufl ichen Schulen Hes-
sens“.

HKM Abteilungsleiter Dieter Wolf 
machte auf die Schuldenbremse 

des Landes aufmerksam, hielt aber die 

Forderungen der Arbeitsgemeinschaft 
für berechtigt. Er schlug beim inten-
siven aber doch kurzen Meinungsaus-
tausch ein weiteres ausführliches Ge-
spräch mit ihm dazu vor, in dem De-
tailfragen erörtert werden sollen.

Bei einem anschließenden informel-
len Meinungsaustausch mit Mit-

gliedern des kulturpolitischen Aus-
schusses wurden die Forderungen der 
Arbeitsgemeinschaft und deren Um-
setzungsmöglichkeiten nochmals dar-
gelegt und diskutiert. Die anwesen-
den Vertreter aller Landtagsfraktio-
nen – MdL Wagner (Bündnis 90/Die 
Grünen), MdL Klein und MdL Ra-
vensburg (CDU), MdL Döweling und 
MdL Reuscher (FDP), MdL Cardenas 
(Die Linke) und ein Fraktionsmitar-
beiter als Vertreter für MdL Dr. Reuter 
(SPD) – sagten zu, die Anliegen der 
AG im Landtagsausschuss zu prüfen.

„Was immer das auch heißen mag,“ 
so Siegfried Groß, „wir empfi nden die-
se beiden Termine als kleinen Erfolg – 
wohl wissend, dass es noch ein weiter 
Weg sein wird mit viel Gesprächs- und 
Klärungsbedarf, diese Forderungen in 
den Hauptpunkten verwirklichen zu 
können.“

Die Sprechergruppe vor dem LandtagDie Sprechergruppe vor dem Landtag
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  news
Lehrerfortbildung

Seit dem Schuljahr 2005/06 gibt das 
IQ jährlich eine Broschüre „Die hes-

sische Fortbildungslandschaft“ heraus, 
in der die Fortbildungsaktivitäten in 
den einzelnen Bereichen dokumentiert 
werden. Mit diesem Jahr wird diese Rei-
he ohne öffentliche Erklärung einge-
stellt. Betrachtet man sich die Entwick-
lung des hess. Lehrerfortbildungsmark-
tes, so wird diese Einstellung plausibel. 

Die Zahl der jährlich an Fortbildun-
gen teilnehmenden Lehrkräfte ist bin-
nen 3 Berichtsjahren von 191.000 auf 
nunmehr 130.000 Teilnahmen zusam-
mengeschmolzen. Nach Ausführungen 
der offi ziellen Zeitschrift „Schulver-
waltung 9/2011“ kann mittlerweile von 
einer Halbierung der Teilnahmen in 
der hess. Lehrerfortbildung ausgegan-
gen werden. Ebenso erschreckend ist 
der Rückgang von Anbietern von Leh-
rerfortbildungen: Waren es im Schul-
jahr 2006/07 noch 2.522 Anbieter, so 
lag deren Zahl im Schuljahr 2009/10 
gerade einmal bei 1.270 Anbietern – 
auch hier eine Halbierung.

Dieser fatale Trend zeigt sich eben-
so im Verhältnis der angebotenen zu 
den stattgefundenen Fortbildungen.

Eine ausführliche und transparente 
Dokumentation des IST-Zustandes zur 
hess. Lehrerfortbildung ist unabdingba-
re Voraussetzung für die Bewertung der 
aktuellen Situation und für ein notwen-
diges Gegensteuern. Die GEW-Hessen 
hat deshalb mit Datum 10.10.2012 ein 
entsprechendes Schreiben an das IQ ge-
richtet.

Referendarseinstellung

Im Einstellungsbericht des Kultus-
ministeriums zur Einstellung in 

den hess. Vorbereitungsdienst zum 
01.11.2012 ist Erstaunliches zu lesen:

„Als problematisch stellte sich im Lau-
fe des Einstellungsverfahrens heraus, dass 
Schulen zunächst signalisierte Aufnahme-
möglichkeiten zurückgezogen haben und so 
die Studienseminare für die ihnen zugewie-
senen LiV keine Ausbildungsschulen fi n-
den konnten…. Hierbei wurde insbesonde-
re auf die Erhöhung der Anrechnungsstun-
den für die LiV verwiesen. … Es gibt be-
reits Hinweise, dass zum nächsten Einstel-
lungstermin vermehrt die Aufnahme von 
LiV abgelehnt werden wird, da diese durch 
die hohen Anrechnungsstunden geplante 
Einstellungsmöglichkeiten für fertig ausge-
bildete Lehrkräfte blockieren bzw. zu Ab-
ordnungen/Versetzungen des Stammperso-
nals führen würde.“

Dieses Problem hatte die GEW Hes-
sen schon frühzeitig prognostiziert. 
Mal sehen, was die Ministerin nun 
macht!

Qualifi zierungsoffensive

Unter diesem Titel führt das Hess. 
Ministerium für Wirtschaft, Ver-

kehr und Landesentwicklung Program-
me zur berufl ichen Bildung. Stichwor-
te: Berufsausbildung in Hessen, Inte-
grierte Ausbildungsberichterstattung 
für Hessen, IAB-Betriebspanel, Infor-
mationssystem Weiterbildung, regio 
pro- Instrument zur Fachkräftesiche-
rung, Hess. Weiterbildungsbank. Alle 

Programme stehen als Download unter 
www.wirtschaft.hessen.de. 

Das Lehrerportal zur 
sozioökonomischen Bildung

Böckler Stiftung

Wir bieten aktuelle Materialien für 
den sozioökonomischen Unterricht 

in Sekundarstufe I und II: didaktisch 
aufbereitete Unterrichtseinheiten, 

Themenhefte zu ausgewählten 
aktuellen Themen, anschauliche 
Grafi ken und Artikel zu neuesten 

Forschungsergebnissen. Alle 
Materialien sind kostenlos verfügbar. 

www.boeckler.de 

Ausbildungsberichterstattung in 
Hessen

Die integrierte Ausbildungsberichter-
stattung (iABE) ist ein Projekt, das 

dazu beitragen soll, das Ausbildungs-
geschehen in Hessen und seinen Re-
gionen transparenter zu machen. Der 
Fokus der iABE liegt auf den Qualifi -
zierungswegen, die Jugendlichen nach 
dem Verlassen der Sekundarstufe I all-
gemeinbildender Schulen offen stehen.

Mit der iABE wurde ein innovati-
ver Weg in der Berichterstattung ein-
geschlagen. Statistiken, die bislang nur 
isoliert nebeneinander standen und je-
weils Teilaspekte des Ausbildungsge-
schehens darstellten, werden erstmals 

— unter Bereinigung von Doppelerfas-
sungen — in einer Übersicht vereint. 

Aus den Daten der iABE wird er-
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sichtlich, wie viele Bildungsteilneh-
mer sich insgesamt im Ausbildungs-
system befi nden und wie viele Jugend-
liche jährlich in dieses System ein-
münden. Es kann quantifi ziert wer-
den, wie viele Jugendliche Hilfestel-
lungen beim Übergang in Ausbildung 
in Anspruch nehmen. Ferner liefert 
die iABE Erkenntnisse zum Verbleib 
eines Schulentlassenenjahrgangs und 
zur Herkunft der Anfänger im Ausbil-
dungssystem. Damit bietet die iABE 
Akteuren auf Landesebene sowie im 
regionalen Bereich Informationen für 
bildungsrelevante Aufgaben. Alle Ver-
öffentlichungen zur iABE fi nden Sie 
auf der Homepage des Statistischen 
Landesamtes (www.statistik-hessen.
de) in der Rubrik „Bildung, Kultur, 
Rechtspfl ege (Landesdaten)“ und dem 
Punkt „Projekte zur integrierten Aus-
bildungsberichterstattung“.

Architektensprache

Nicht nur Pädagogen haben eine 
eigene Sprache, sondern auch und vor 
allem die Architekten, was zu bewei-
sen ist. Zu einem Neubau der Werner-
von-Siemens-Schule in Bochum kann 
man in einem Heft „Innovative Fas-

sadentechnik“ von 8/2012 folgendes 
lesen:
 „Der Neubau des Ganztagesbereiches der 
Werner-von-Siemens-Schule knüpft an 
die Architektur der Bestandsgebäude aus 
den siebziger Jahren des letzten Jahrhun-
derts an und übersetzt diese in eine zeitge-
mäße Architektursprache.

Der für ca. 100 Schüler ausgelegte 
Speiseraum ist mit einer großzügigen Ver-
glasung zum Schulhof versehen. Der Ein-
druck des fl ießenden Übergangs zum 
Schulhof wird mit einem seriellen Farb-
konzept aus fünf Grüntönen gesteigert. 
Rhythmisch gestaltete Wandfl ächen ge-
hen scheinbar nahtlos in den grünen Au-
ßenbereich über. Heiter entwickelt sich die 
Wirkung des Speiseraumes über das Trep-
penhaus hinweg bis in den Spielfl ur des 
Obergeschosses. Die Klassenräume für die 
Ganztagesbetreuung und das ergänzen-
de Lehrerzimmer hingegen bieten den not-
wendigen Kontrapunkt. Von außen be-
trachtet steht das farbige Interieur kont-
rastreich zur kühlen Außenwirkung der 
Fassade. Es war erklärtes Ziel, ein ästhe-
tisch anspruchsvolles Gebäude zu reali-
sieren.“

Beim Anblick des Gebäudes im 
Kontrast zur Beschreibung bleibt 

mir als gelerntem Architekten und Pä-
dagogen die Spucke weg!

Jugend rückt nach rechts

Nach einer Untersuchung der 
Friedrich-Ebert-Stiftung hat sich 

rechtsextremes Gedankengut insbe-
sondere in Ostdeutschland stark aus-
gebreitet. So stieg die Zahl der Bürger/
innen mit geschlossenem rechtsext-
remem Weltbild in den neuen Bun-
desländern im Vergleich zu 2010 von 
10,5 auf 15,8 Prozent. Und noch et-
was sei dramatisch: Unter den Vier-
zehn- bis Dreißigjährigen sei die Zu-
stimmung zu einer Diktatur, zu So-
zialdarwinismus oder zur Verharm-
losung des Nationalsozialismus deut-
lich weiter verbreitet als bei Menschen 
über 60 Jahren.

Die Studie „Die Mitte im Umbruch“ 
gibt es unter www.fes-gegen-rechtsex-
tremismus.de. 

Gehaltsschere

Obwohl die Wirtschaft seit 2005 
um mehr als 10 Prozent gewach-

sen sei, habe ein Großteil der deut-
schen Arbeitnehmer seither sinkende 
Reallöhne hinnehmen müssen. Die 
Gehälter von Fachkräften mit Hoch-
schulabschluss sowie von Facharbei-
tern und Sachbearbeitern sind zwi-
schen 2005 und 2011 um sechs Pro-
zent gestiegen. Infl ationsbereinigt be-
deutet dies ein Minus von vier Pro-
zent. Dagegen verdienen Führungs-
kräfte rund 14 Prozent mehr, der reale 
Zuwachs nach Abzug der Infl ations-
rate liegt bei vier Prozent. Dies ist das 
Ergebnis einer Studie des Hambur-
ger Beratungsunternehmens Personal-
markt. Ausgewertet wurden mehr als 
1,6 Millionen Gehaltsdaten aus der 
deutschen Wirtschaft.

Quelle: DE vom 10.11.2012
Zusammenstellung und Ausführungen

Dieter Staudt
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NIEMANDEN ZURÜCKLASSEN!
FÜR EIN UMDENKEN IN DER BERUFSBILDUNGSPOLITIK

Matthias Körner, DGB Hessen

Das deutsche duale Ausbildungs-
system gilt zu Recht als wesentli-

cher Beitrag für die im internationalen 
Vergleich niedrige Jugendarbeitslosig-
keit und den hohen Ausbildungsstan-
dard weiter Teile der Erwerbsbevölke-
rung. Wird nach dem „eigentlichen 
Beruf“ gefragt, dann ist am häufi gs-
ten die erste Berufsausbildung gemeint 
und diese prägt auch häufi g das indi-
viduelle Selbstverständnis. Kein Bil-
dungsbereich ist so eng mit der Iden-
titätsbildung über Berufe verbunden 
wie die duale Berufsausbildung. Das 
Absolvieren einer Berufsausbildung ist 
nach wie vor der häufi gste Zugang zu 
einem Berufsabschluss. Selbst in den 
schlimmsten Ausbildungskrisen der 
neunziger Jahre haben stets um die 
60 Prozent der Jahrgänge eine Berufs-
ausbildung im dualen System absol-
viert. Das bedeutet nichts anderes, als 
dass deutlich über die Hälfte der Men-
schen irgendwann in ihrem Leben im 
klassischen Sinne einen „Beruf erler-
nen“. In Hessen werden etwa 40.000 
Ausbildungsverhältnisse jährlich neu 
abgeschlossen.

Bei einem System dieser Bedeu-
tung und Verbreitung verwundert 

es nicht, dass Fragen rund um die Be-
rufsbildung stets von teils erbittert ge-
führten Debatten begleitet werden. 
Zu Recht stand in den letzten beiden 
Jahrzehnten der fast dauerhafte Aus-
bildungsplatzmangel im Mittelpunkt. 
Vor dem Hintergrund des Rückgangs 
der Zahl der Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger verschiebt sich derzeit 
die Aufmerksamkeit auf die Frage, wel-
chen Beitrag das duale System bei der 
Abwendung eines drohenden Fach-
kräftemangels leisten kann.

Zwischen Praxisnähe und 
Konjunkturabhängigkeit

Die spezifi sche Organisation des 
dualen Systems – nämlich die 

Gleichzeitigkeit von schulischen und 
praktischen Lerneinheiten – weist Vor-
teile auf: Der hohe Anteil von Bil-
dungsabschnitten im Betrieb sorgt für 
eine große Nähe zur aktuellen betrieb-
lichen Praxis und stellt eine unmit-
telbare Anbindung an den Stand der 
Technik sicher. Der größere Teil der 
Ausbildungsbetriebe steht mit seinen 
Produkten und Dienstleistungen un-
mittelbar im Wettbewerb. Anders als 
bei den staatlich geplanten rein schu-
lischen Ausbildungen verringert sich 
die Zahl von Ausbildungsplätzen in 
aussterbenden Branchen damit gewis-
sermaßen von allein.

Zugleich ist diese Nähe zum Wett-
bewerb jedoch auch der größte Nach-
teil des dualen Ausbildungssystems. 
Als einziger Bildungsbereich wird die 
Kapazität nicht am Bedarf der Ausbil-
dungssuchenden, sondern über wirt-
schaftliche Entscheidungen bezie-
hungsweise die konjunkturelle Ent-
wicklung gesteuert. Die für alle ande-
ren Bildungsbereiche unvorstellbare 
Situation, dass eine Nachfrage nach ei-
ner Schulausbildung mit dem Verweis 
auf eine vielleicht bessere konjunktu-
relle Situation im kommenden Jahr 
abschlägig beantwortet wird – in der 
betrieblichen Berufsausbildung ist sie 
gang und gäbe. Diese Einschränkung 
ist für ein Bildungssystem dieser Be-
deutung vor allem im internationalen 
Vergleich eher ungewöhnlich. In dieser 
Schwäche dürfte auch der Grund da-
für zu fi nden sein, dass viele Nationen 
in den letzten Jahren Ausbildungssys-
teme geschaffen haben, die zwar die 
Parallelität des bundesdeutschen Sys-
tems übernommen haben, aber die 

Entscheidung über Kapazität und In-
halte lieber im Bereich von Politik und 
Bildungsverwaltung ansiedeln, als sie 
konjunkturabhängigen betriebswirt-
schaftlichen Überlegungen zu über-
lassen.

Der Ausbildungsmarkt – Nur 
durch staatliches Handeln 

akzeptabel

In den letzten Jahren war der Ausbil-
dungsmarkt durch einen mehr oder 

weniger starken Ausbildungsplatzman-
gel gekennzeichnet. Regelmäßig lag 
die Zahl angebotener Ausbildungs-
plätze deutlich unterhalb der Zahl aus-
bildungssuchender Jugendlicher. Jahr 
für Jahr blieben zwischen drei- und 
fünftausend Jugendliche ohne den ge-
wünschten Ausbildungsplatz. Nicht 
zuletzt sind die 140.000 Hessen zwi-
schen zwanzig und dreißig Jahren 
ohne Berufsqualifi kation eine der Fol-
gen der angespannten Ausbildungs-
märkte der letzten zwei Jahrzehnte. 
Eine Situation, die völlig inakzeptabel 
ist, da sie jungen Menschen den Start 
in das Berufsleben erschwert oder so-
gar verbaut, aber auch eine erhebliche 
fi nanzielle staatliche Mehrbelastung 
bedeutet.

Mit wechselnder Intensität hat die 
Politik deshalb versucht, die 

Zahl unbeschäftigter Jugendlicher ein-
zudämmen und ausbildungsplatzsu-
chenden Jugendlichen Alternativen 
anzubieten. Das hat zu einer bis heu-
te großen Zahl außerbetrieblicher Ein-
richtungen geführt, die vollständig 
durch die öffentliche Hand getragen 
sind. Ein erheblicher Teil der Plätze, 
mit denen sich die ausbildende Wirt-
schaft in ihren jährlichen Bilanzen 
rühmt, sind de facto also gar nicht in 
der Wirtschaft entstanden, sondern 
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Ergebnis staatlichen Handelns. Nach 
Angaben des Bundesinstituts für Be-
rufsbildung sind in Hessen fast ein 
Zehntel aller Ausbildungsplätze über-
wiegend öffentlich fi nanziert.

Noch bedeutender ist der Beitrag, 
der durch die Länder mit den 

Schulen des so genannten Übergangs-
systems geleistet wird – rund ein Drit-
tel der ausbildungssuchenden Jugendli-
chen jedes Jahrgangs besucht zunächst 
eine der Schulen des Übergangsystems

. Drohender 
Fachkräftemangel erfordert 

Umdenken

Die demografi sche Entwicklung 
droht in einen langfristigen Fach-

kräftemangel zu münden. Gegensteu-
ern lässt sich nur, wenn in allen Bil-
dungsbereichen – und damit auch in 
der berufl ichen Bildung – das Prinzip 
der Auslese vom Prinzip der Maximal-
förderung abgelöst wird. Schon in kur-
zer Zeit muss das Gesamtsystem der 
berufl ichen Bildung in der Lage sein, 
jedem Jugendlichen einen Berufsbil-
dungsabschluss zu verschaffen. 

Da die Anforderungen der Arbeits-
welt in allen Branchen in den 

kommenden Jahren noch weiter zu-
nehmen werden, ist der noch vor Jah-
ren propagierte Ausbau theoriegemin-

derter Berufe kein Ausweg. Im Gegen-
teil: Bei steigenden Anforderungen der 
Berufsbilder müssen auch die Jugend-
liche zu einem Abschluss geführt wer-
den, die in den großen Ausbildungs-
marktkrisen keine Chance auf einen 
Ausbildungsplatz gehabt hätten. Wenn 
Bildungspolitik dieser Herausforde-
rung begegnen will, dann darf die de-
mografi sche Entwicklung nicht als 
Einladung zum Streichen von Ausbil-
dungsmarktprogrammen verstanden 
werden.

Anforderungen an eine neue 
Berufsbildungspolitik für 

Hessen

In Hessen ist eine Verbesserung und 
Straffung des Übergangs in den Be-

ruf überfällig. Die wirksam werdende 
Berufsbildungspolitik des Landes ist 
seit Jahren im Wesentlichen nicht über 
Appelle und Verantwortungszuschrei-
bungen hinausgekommen. Hessen 
droht hier gegenüber anderen Bundes-
ländern ins Hintertreffen zu geraten, 
die entschlossene Reformprojekte mit 
sichtbaren Erfolgen angestoßen haben.

1. Für ein Recht auf eine 
Berufsqualifi kation

An einigen Stellen der Bildungskar-
riere gibt die Gesellschaft gegen-

über ihren Kindern und Jugendlichen 

ein Versprechen ab: Nach Erreichen 
bestimmter defi nierter Voraussetzun-
gen (Schulreife, bestimmte Abschlüsse 
usw.) ist der Zugang zur nächsten Stu-
fe gesichert. Eine vergleichbare Garan-
tie gibt es in der berufl ichen Bildung 
nicht. Das System der berufl ichen Bil-
dung muss eine Antwort darauf geben, 
welche Wege es anbieten kann, falls es 
mit einem Einstieg nicht klappt oder 
wenn Wege unterbrochen werden. Es 
wird eine Defi nition benötigt, welches 
Mindestmaß an Berufsqualifi kation 
das System vermittelt, wenn der Ideal-
weg nicht klappt.

2. Allgemeinbildende Schu-
len fördern – Ausbildungsreife 

und Berufswahlfähigkeit 
herstellen

Die Existenz vieler Schulen des 
Übergangssystems wird nach wie 

vor mit der großen Zahl nicht ausbil-
dungsreifer Jugendlicher begründet. 
Den berufl ichen Schulen wird damit 
nicht nur die Rolle der Kompensation 
des Ausbildungsmarktes, sondern auch 
die Funktion eines „Reparaturbetriebs“ 
für die allgemeinbildenden Schulen 
zugewiesen. Jugendliche, die die allge-
meinbildende Schule verlassen, müs-
sen jedoch nach transparenten Maß-
stäben ausbildungsreif und zu einer 
eigenständigen Berufswahl fähig und 
motiviert sein.

Das derzeitige Berufs- und Bil-
dungsberatungsangebot ist unüber-
sichtlich: Schulen beraten fast aus-
schließlich über Schulformen und ra-
ten in der Regel zur Fortsetzung des 
Schulbesuchs. Die Arbeitsagenturen 
beraten über Berufsausbildungen. Be-
nötigt werden Einrichtungen, die alle 
Jugendlichen fachlich und fair bera-
ten. Das derzeitige Beratungsangebot 
richtet sich viel zu oft nach organisa-
torischen und institutionellen Zustän-
digkeiten und viel zu selten nach dem 
wirklichen Beratungsbedarf.
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3. Übergangsystem 
als transparentes 

Unterstützungssystem

Das Übergangssystem organisiert 
weder Übergänge noch hat es 

System. Die derzeitige Unzahl von 
Maßnahmen zwischen allgemeinbil-
dender Schule und eigentlicher Aus-
bildungsaufnahme wird von nieman-
dem mehr verstanden – schon gar 
nicht von den Jugendlichen und ihren 
Eltern. Niemals ist so ganz klar, wer 
wo mit welchen Mitteln wohin geför-
dert bzw. befördert werden soll. Man-
che Bildungsgänge führen zu gar kei-
nem verwertbaren Abschluss (Höhere 
Handelsschule), andere zu einem all-
gemeinbildenden Abschluss, wieder 
andere zu einer unter Umständen an-
rechenbaren Teilqualifi kation des dua-
len Systems. Während für Hauptschü-
ler nur sehr wenige Angebote existie-
ren, balgen sich Schulen, Träger und 
Ausbildungsbetriebe um die Realschü-
ler (mehr als 12 Schulformen in Hes-
sen). Die bestehenden Möglichkeiten 
des ausbildungsbegleitenden Erwerbs 
des Fachoberschulabschlusses wer-
den selten dargestellt und dementspre-
chend selten realisiert. Der mit einer 
absolvierten Berufsausbildung mög-
liche Mittlere Schulabschluss wird in 
den Bildungsberatungen offenbar nie 
erwähnt. Teilweise verbringen Jugend-
liche mehrere Jahre im Übergangssys-
tem, um den mittleren Schulabschluss 
zu erlangen, den sie während ihrer Be-
rufsausbildung hätten erwerben kön-
nen.

Das Grundmodell des Übergangs-
systems war es stets, Jugendliche, 

denen – berechtigt oder unberechtigt 
– ein erfolgreiches Durchlaufen einer 
berufl ichen Vollausbildung nicht zu-
getraut wurde, innerhalb eines Jahres 
in diesen Zustand zu versetzen. Geför-
dert wurde stets nur vor der Aufnah-
me einer Ausbildung. Eine systemati-
sche Förderung während der Ausbil-
dung war in diesem System nicht vor-

gesehen. In den wesentlichen Grund-
zügen ging es um die Entlastung des 
Ausbildungsmarktes. Diese Herausfor-
derung wird sich ändern. Aus einem 
punktuellen Kompensationssystem 
muss ein Angebot von dauernder be-
gleitender Unterstützung zu einem er-
folgreichen Berufsabschluss werden. 
Die berufl  ichen Schulen müssen zu 
Einrichtungen entwickelt werden, die 
ihre Hauptaufgabe in der Begleitung 
zum Ausbildungserfolg haben.

4. Sicherheit für Jugendliche 
und die Betriebe bieten

Die Angst vor einer vermeintlich 
falschen Berufswahl ist größer ge-

worden – obwohl eine fl exible Arbeits-
welt ein vollständiges Arbeitsleben in 
einem einzigen Beruf zum exotischen 
Ausnahmefall gemacht hat. Damit 
hängt auch zusammen, dass in keinem 
anderen Bildungssystem der Misser-
folgsfall ähnlich weitreichende Fol-
gen hat wie im dualen System. Bisher 
gibt es reichlich Angebote für den Fall, 
dass der Einstieg nicht gelingt. Nö-
tig sind jedoch auch Qualifi kations-
wege, die ein Angebot machen, wenn 
Ausbildungsverhältnisse gelöst werden 
müssen.

5. Nachqualifi zierung 
als Chance der aktuellen 

Ausbildungsmarktlage

Etwa 140.000 Menschen unter 27 
Jahren haben keine Berufsqualifi -

zierung und befi nden sich auch nicht 
auf dem Weg zum Erwerb eines be-
rufsqualifi zierenden Abschlusses. Ein 
großer Teil dieser Gruppe ist Ergeb-
nis der scharfen Ausbildungskrisen 
der letzten zehn Jahre. Durch massive 
Nachqualifi zierungsprogramme kann 
dem etwas entgegengesetzt werden. 
Jede Berufsbildungspolitik muss sich 
daran messen lassen, inwieweit ihr die 
nachholende Integration der „Verlie-
rer“ der Ausbildungskrisen des letzten 
Jahrzehnts gelingt.

6. Garantie auf einen 
Berufsabschluss

Zukünftig müssen alle Jugendlichen 
eines Jahrgangs zu einer Berufs-

qualifi kation geführt werden. Da die 
Anforderungen der Arbeitswelt in al-
len Branchen in den kommenden Jah-
ren noch weiter zunehmen werden, ist 
der noch vor Jahren propagierte Aus-
bau theoriegeminderter Berufe kein 
Ausweg. Die in den Berufsschulen und 
bei den Trägern versammelten berufs-
pädagogischen Kompetenzen dürfen 
daher nicht verloren gehen – sie sind 
für ausbildungsbegleitende Unterstüt-
zungsmaßnahmen notwendiger denn 
je. Kernelement des Unterstützungs-
systems ist eine gestärkte Teilzeitbe-
rufsschule mit bis zu zwei Vollzeitbe-
rufsschultagen. Sie wird für besondere 
Fördersituationen durch eine Produk-
tionsschule ergänzt.

Fazit

Jahrzehntelang blieben große Tei-
le der Schulabgangsjahrgänge ohne 

Chance auf einen Einstieg ins Berufs-
leben. Leider hat erst ein drohender 
Fachkräftemangel für die Wirtschaft 
zu einer größeren Bereitschaft zum 
politischen Handeln im Themenfeld 
der Berufsausbildung geführt. Die 
daraus resultierende Chance muss ge-
nutzt werden. Die berufl iche Bildung 
und die Jugendlichen brauchen besse-
re Einstiege in den Beruf, bessere Be-
gleitung während der Ausbildung und 
bessere Anschlussmöglichkeiten nach 
der Berufsqualifi kation.

Der Autor Matthias Körner ist Re-
ferent für Berufl iche Bildung beim 
DGB Hessen-Thüringen und alter-
nierender Vorsitzender des Landes-
ausschusses für Berufsbildung.
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LEHRERBILDUNG 
KOOPERIERT MIT DÄNEMARK... 

Und dies im Rahmen der XENOS-Maßnahme. Davon 
werden der Wetteraukreis und auch der Landkreis Gie-

ßen partizipieren. Z. Zt. fi nden mehrere Musikworkshops 
in den genannten Regionen statt, die von einem Mitglied 
des Seminars, Lars Hansen, geleitet werden. Die Aktivitä-
ten sollen weiter ausgebaut werden. Das war in Dänemark 
als Ergebnis eines dreitätigen Besuchs vom Direktor des 
Amts für Lehrerbildung Frank Sauerland und Projektkoor-
dinator Aaron Löwenbein zu erfahren. 

Die dänische Lehrerausbildung ist gerade dabei, die 
Richtlinien der EU, die als Bologna-Prozess bezeich-

net werden, umzusetzen. Dabei wünscht sich das dänische 
Seminar den Beistand seitens des AfL, ebenso soll es Ko-
operationen im eLearning-Bereich geben. „Nun eröffnet 
das Web 2.0 die Welt einer mobilen und kabellosen, akti-
ven und interaktiven Kommunikationsbeteiligung, was die 
Produktion, Weitergabe und den Austausch von Gedanken, 
Prozessen und Produkten anbietet.“, so der Leiter des däni-
schen Seminars Jesper Vinther. 

„Das digitale Klassenzimmer schafft innovative Voraus-
setzungen und Möglichkei-
ten zur Einbeziehung von Ju-
gendlichen mit besonderen 
Bedürfnissen in die „norma-
le Schülergesellschaft“, was 
eine Optimierung der so-
zialen Bedeutung mit sich 
führt“, erläuterte der Semi-
narleiter weiter. Direktor Sau-
erland ergänzte, dass damit 
auf europäischer Ebene der 
Austausch intensiviert wer-
den kann und somit Poten-
tiale zur besseren Lehrerbil-
dung erschlossen werden. 

Die XENOS-Begriffl ich-
keiten wie „Integration und 
Vielfalt“ erhalten so eine eu-
ropäische Dimension, die 
durch die Durchführung des  
europäischen Programms 

eine neue Dynamik erlangt, fügte Aaron Löwenbein an.

Die hessische Lehrerbildung wird davon unmittelbar 
tangiert und die Erfahrungen der 11 XENOS-Haupt- 

und Realschulen und vier Berufsschulen werden als fester 
Bestandteil Impulse für diese Kooperation geben. 

Bereits im Frühjahr wird die dänische Delegation in Mit-
telhessen erwartet, um sich dann über weitere konkrete 

Schritte zur Verbesserung der Lehrerbildung beider Staaten 
zu verständigen. Besuche im Wetteraukreis und im Land-
kreis Gießen gehören ebenfalls dazu. Die Kooperation soll 
erst einmal bis Ende 2014 dauern. Neben der Umsetzung 
des Bologna-Prozesses in der Lehrerbildung soll die Förde-
rung der digitalen Kompetenzen von Lehrkräften stehen, 
die Anwendung von Informationstechnologien im Unter-
richt und im Bereich der Förderung individueller Schüler-
potentiale mit der Absicht einer Stärkung ihrer Kompeten-
zen.

Aaron Löwenbein

von li.: Direktor Frank Sauerland, AfL, Jesper Vinther, Seminarleiter in Aalborg
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ZUM ELEND DES POLITIKUNTERRICHTS 
AN BERUFLICHEN SCHULEN 1

Ab 1993 wurde – beginnend mit der Berufsschule (BS) – 
sukzessive in allen berufl ichen Schulformen das Fach 

„Politik und Wirtschaft“ als Verschmelzung der bisher eigen-
ständigen Fächer Politik (oft auch als Sozialkunde bezeich-
net) sowie Wirtschaftskunde vorgenommen. Mit der inhalt-
lichen Zusammenlegung ging gleichzeitig auch eine Kür-
zung des Anteils dieses Bereichs an der Gesamtwochen-
stundenzahl einher. So gibt es heute – mit Ausnahme der 
Fachschulen – in allen Schulformen das Fach Politik und 
Wirtschaft mit meistens nur noch einer Wochenstunde.

Zur Situation der Lehrpläne (vgl. Tab.)

Es ist kaum zu glauben; in mehreren Schulformen der be-
rufl ichen Schulen gibt es überhaupt keinen Lehrplan, so 

in der 2-jährigen Berufsfachschule zum Mittleren Bildungs-
abschluss (BFS), der 2-jährigen vollschulischen Berufsausbil-
dung (Assistentenausbildung-HBFS) sowie der einjährigen 
Höheren Berufsfachschule (HBFS). Auch in der Fachober-
schule, immerhin ein Studiengang zur Studienqualifi kati-
on, fehlt ein Lehrplan, da die Lehrpläne für die Berufsschu-
le, auf die ausdrücklich Bezug genommen wird, längst nicht 
mehr gültig sind.

Neuere Lehrpläne gibt es lediglich für die Bildungsgän-
ge zur Berufsvorbereitung sowie der Weiterbildung in 

den Fachschulen für Technik und Wirtschaft. 7 bzw. 8 Jah-
re alt sind die Lehrpläne der Fachschule für Sozialpädago-
gik und des Berufl ichen Gymnasiums.

Für die (Teilzeit-)Berufsschule gab es zu Zeiten, als die 
beiden Fächer Politik und Wirtschaftskunde noch ge-

trennt waren, den Bildungsplan für den Sozialkundlich-Po-
litischen Unterricht von 1965 sowie den Wirtschaftskunde-

plan von 1991. Mit der Zusammenlegung der beiden Fächer 
zu einem Fach Politik und Wirtschaft in 1993 sind diese Plä-
ne obsolet geworden und von daher nicht mehr gültig, zu-
mal die Gültigkeitsdauer von Lehrplänen max. 10 Jahren 
beträgt. 

Nachdem im letzten insider das „Elend“ der Politischen Bil-
dung an beruflichen Schulen in mehreren Punkten holz-
schnittartig skizziert wurde, soll in dieser Ausgabe näher auf 
die Situation hinsichtlich der Lehrpläne eingegangen wer-
den. In weiteren Folgen werden Schwerpunkte wie Unterricht, 
Lehreraus- und -fortbildung, politische Aktivitäten etc. behan-
delt. Zum Ende der Reihe sollen Lösungsvorschläge darge-
legt werden. 
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Es gibt in Hessen demnach die Si-
tuation, dass in fünf Schulfor-

men das Fach Politik und Wirtschaft 
ohne Lehrplan unterrichtet wird, ca. 
145.000 Schülerinnen und Schüler 
von insgesamt 184.500 erhalten dem-
nach Unterricht ohne gültige Grund-
lage. Sie haben damit auch keinerlei 
Möglichkeit, zu durchschauen und zu 
überprüfen, welche Inhalte und mit 
welchen Zielen Grundlage ihres Unter-
richts in diesem Fach ist. Das unum-
strittene Postulat Erziehung zur Mün-
digkeit und damit Teilhabe und Mit-
bestimmung als Voraussetzung wird 
an dieser Stelle zur Farce. Was in die-
sen Unterrichtsstunden gemacht wird 
interessiert das HKM offensichtlich 
nicht, so muss man aus diesem Be-
fund schlussfolgern. Das Fehlen von 
Lehrplänen heißt darüber hinaus auch, 
dass die ansonsten übliche und gesetz-
lich vorgeschriebene Beteiligung ge-
sellschaftlicher Gruppen wie Landes-
elternbeirat, Landesschülervertretung, 
Landesausschuss für Berufl iche Bil-
dung, Deutscher Gewerkschaftsbund, 
Vereinigung der Wirtschaftsverbände 
sowie Hauptpersonalrat der Lehrerin-
nen und Lehrer missachtet und außer 
Kraft gesetzt wird.

Ein weiteres kommt hinzu. Die Bil-
dungsgänge an berufl ichen Schu-

len bieten untereinander zahlreiche 
Übergangsmöglichkeiten. So kann 
man z.B. im Berufsvorbereitungsjahr 
den Hauptschulabschluss erwerben 
und damit in die 2-j. Berufsfachschule 
übergehen. Mit dem dortigen Mittle-
ren Bildungsabschluss stehen die Wege 
zur vollschulischen Ausbildung, dua-
len Ausbildung, Fachoberschule oder 
zum Berufl ichen Gymnasium – teils 
mit Notenvorgaben – prinzipiell offen. 
Nun stelle man sich einen Schüler vor, 
der solche Wege geht und das ist ja 
nun nicht gerade selten. Auf welchen 
Unterricht trifft er in den diversen 
Bildungsgängen im Fach Politik und 
Wirtschaft? Der Phantasie der Vorstel-
lungen sind vor dem Hintergrund der 

geschilderten Situation keine Grenzen 
gesetzt. Dieser Schüler erhält nicht 
nur wenig bis keine Transparenz über 
Ziele und Inhalte in den einzelnen 
Schulformen. Ihm kann es sogar pas-
sieren, dass er in 3 oder 4 Schulfor-
men immer mit den gleichen Themen 
und Inhalten konfrontiert wird, z.B. 
der Jugendliche als Verbraucher oder 
Mensch im Betrieb oder das politische 
System der BRD etc.

FAZIT

Nahezu 80% aller Schülerinnen 
und Schüler werden im Fach Po-

litik und Wirtschaft an den berufl i-
chen Schulen in Hessen ohne gülti-
gen Lehrplan unterrichtet. Der Be-
liebigkeit über Themen, Inhalte und 
Ziele ist damit Tür und Tor geöffnet, 
die mangelnde Wertschätzung dieses 

Fachs wird schon dadurch eindrück-
lich dokumentiert.  Aus dem Fehlen 
der Lehrpläne in vielen Schulformen 
ergibt sich in der Folge logisch, dass es 
keinerlei begründeten, systematischen 
und aufeinander aufbauenden Zusam-
menhang zwischen den aufeinander 
aufbauenden Schulformen im Fach 
Politik und Wirtschaft gibt. Dass da-
durch systematische Erkenntnisse und 
begründetes Handeln wenig ermög-
licht, vielleicht sogar verhindert wer-
den, erscheint mehr als wahrschein-
lich. Eine heute pädagogisch geforder-
te individuelle Förderung ist aufgrund 
der Nichtbeachtung der individuell 
mitgebrachten Voraussetzungen und 
der üblichen Organisation im Klassen-
verband so gut wie nicht möglich. 

Dieter Staudt

Politik-Unterricht an den beruflichen Schulen in Hessen 
 

SCHULFORM SCHÜLER-
ZAHL  
2012 

LEHRPLAN

   
Berufsschule 105.093 + Hess. Bildungsplan Sozialkundlich-  

   politischer Unterricht  v. Sept. 1965 
+ Hess. RLP Berufsschule Wirtschafts- 
   kunde  von 1991 
+ Elemente für den U. der Berufs- 
   schule im Bereich Wirtschafts- und  
   Sozialkunde gewerblich-technischer  
  Ausbildungsberufe der KMK von 2008 

BVJ und EIBE     4.588 Lehrplan von 2010 
Berufsfachschule zum 
MB 

  11.104 Kein Lehrplan 

Höhere Berufsfachschule     7.415 Kein Lehrplan 
Höhere Berufsfachschule     1.337 Kein Lehrplan 
Fachschule Technik +  
Wirtschaft VZ 

    2.901 Lehrplan vom 29.08.2011 

Fachschule 
Sozialpädagogik VZ 

    3.027 Lehrplan vom 28.04.2004 

Fachoberschule Form B  11.700 FOS-VO 1990: Es gelten die RLP der  
Berufsschule mit der Vorgabe „Neuere 
Geschichte“ 

Fachoberschule Form A    9.764 Wie bei Form B 
Berufliches Gymnasium  14.445 Lehrplan von 2005 

Quelle:   Schülerzahlen nach Lehrerzuweisungserlass des HKM; eigene Zusammenstellung
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3. AUSBILDUNGSREPORT FÜR HESSEN
SCHWERPUNKT: DIE QUALITÄT DER BERUFLICHEN SCHULEN

Zum dritten Mal veröffentlichte die 
DGB-Jugend für Hessen Anfang 

November 2012 den Ausbildungsre-
port. Insgesamt 2.397 Auszubilden-
de der 25 am stärksten frequentierten 
Ausbildungsberufe (nach Bundesinsti-
tut für Berufsbildung) beteiligten sich 
schriftlich an der Befragung der Ge-
werkschaftsjugend. Befragt wurden 
Auszubildende aus allen Ausbildungs-
jahren und aus Betrieben unterschied-
licher Größe. Zudem ergänzten wir ei-
nen Schwerpunkt, in dem ein beson-
derer Fokus auf die Qualität der Be-
rufsschule als außerbetrieblicher Teil 
der Ausbildung gelegt wurde sowie ei-
nen Exkurs zu den Handelsberufen. 
Die statistische Auswertung erfolgte 
über das Institut für Sozialpädagogi-
sche Forschung Mainz. 

Abgefragt wurden Fakten wie z.B. 
Vergütung, Arbeitszeit und Urlaubs-
tage; außerdem persönliche Bewer-
tungen zur Betreuung und den Aus-
bildungsinhalten und dazu die Zufrie-
denheit mit der Ausbildung.

Die Ergebnisse der ersten beiden 
hessischen Ausbildungsreporte 

haben sich im dritten Jahr insgesamt 
leicht verbessert. Was sich auf den ers-
ten Blick als vermeintlich  positive 
Entwicklung darstellt und eine Quali-
tätsoffensive der Unternehmen sugge-
riert erweist sich auf den zweiten Blick 
als eine sehr disparate Entwicklung 
zwischen den einzelnen Berufen. Die 
Lücke zwischen guter und schlech-
ter Ausbildung scheint dabei größer 
zu werden. Auch sind bei entschei-
denden Fragen wie Vorhandensein ei-
nes Ausbildungsplans bzw. eines Aus-
bilders, Überstunden, Vergütung und 
Erholung nach der Arbeit die Zahlen 
gleichbleibend schlecht.

Rund 75% der Auszubildenden 
sind mit ihrer Ausbildung ganz über-

wiegend zufrieden – zwischen Berufen 
gibt es aber große Unterschiede.

Positiv und negativ weichen immer 
wieder dieselben Berufe ab, es lassen 
sich deswegen eindeutig Berufsgrup-
pen und Branchen benennen, in de-
nen die Ausbildungsqualität gut oder 
sehr gut ist und in der sie schlecht ist. 
Positiv fallen moderne Industrieberu-
fe auf, aber die angehenden Bankkauf-
leute beweisen, dass auch Dienstleis-
tungsberufe sehr attraktiv sein können. 
Die großen Problembranchen sind zu 
fi nden im Bereich Hotel und Gaststät-
ten, in den Handwerksberufen und in 
Dienstleistungszweigen wie dem Ein-
zelhandel.

Zu den Ergebnissen hier einige der 
wichtigsten Punkte:

Ausbildungsinhalte

36 Prozent der befragten Auszubil-
denden haben keinen betriebli-

chen Ausbildungsplan, obwohl er ge-
setzlich vorgeschrieben ist. Rund 40 
Prozent gaben an, einen Plan zu ha-
ben, sind mit den Inhalten aber über-

haupt nicht oder nur etwas vertraut.
Man kann spekulieren, dass es teil-

weise doch einen Plan gibt und die 
Auszubildenden nur nichts von ihm 
wissen. Das hilft den Azubis aber 
nicht weiter, wenn sie nicht aktiv mit 
ihrem Ausbilder entlang eines Ausbil-
dungsplans lernen, wenn sie nicht für 
sich überprüfen können, was sie ge-
lernt haben, und das mit der Berufs-
schule abgleichen können.

Ausbilder

Jeder zehnte Auszubildende gab an, 
keinen Ausbilder zu haben. Alarmie-

rend ist, dass sich dies beim Blick in 
einzelne Berufe steigert. Bei den Fach-
verkäuferinnen im Lebensmittelhand-
werk sind es 23,8 Prozent, die ange-
ben, keinen Ausbilder zu haben. Das 
Gesetz ist hier eindeutig und ein kom-
petenter Ausbilder ist Pfl icht. Es ist 
für den Lernerfolg unerlässlich, das je-
mand klar als Ausbilder benannt ist 
und auch zur Verfügung steht. Auch 
das war bei rund einem Viertel der Be-
fragten mit Ausbilder nicht regelmä-
ßig der Fall.

Arbeitszeiten

20 Prozent der Auszubildenden ar-
beiten mehr als 40 Stunden in 

der Woche und 38,8 Prozent leisten re-
gelmäßig Überstunden. 15,7 Prozent 
der Jugendlichen erhalten dafür weder 
eine Vergütung noch einen Freizeit-
ausgleich. 

Auch bei den unter 18jährigen ga-
ben 13,5 Prozent an, durchschnittlich 
mehr als 40 Stunden zu arbeiten. Ein 
Viertel macht regelmäßig Überstun-
den. Laut JArbSchG ist beides verbo-
ten, hier wird also vielfach gegen gel-
tendes Recht verstoßen.

Die Verstöße hinsichtlich der Ar-
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beitszeit belasten nicht nur die Aus-
zubildenden und nutzen sie aus. Sie 
gefährden auch das Ausbildungsziel, 
weil Zeit zum Lernen und zur Erho-
lung fehlt. Immerhin geben 55 Prozent 
der Auszubildenden an, Probleme mit 
der Erholung nach der Ausbildung zu 
haben, im Hotel- und Gaststättenbe-
reich sogar 73 Prozent.

Im Mai 2012 wurde die DGB-Jugend-
studie „Arbeitsqualität aus der Sicht 

von jungen Beschäftigten“ (unter 35) 
veröffentlicht, die ähnliche Ergebnisse 
zu Tage gefördert hat. 70 Prozent ma-
chen demnach regelmäßig Überstun-
den, 51 Prozent gaben an, unter Zeit-
druck zu arbeiten und 14% arbeiten in 
der Regel auch in ihrer Freizeit.

Dass sich diese Ergebnisse nun 
auch bei Azubis wiederfi nden ist alar-
mierend!

Schwerpunkt Berufsschule

Berufsschulen kommt im dualen Sy-
stem eine wichtige Rolle zu. Für 

viele Auszubildende kann guter Unter-
richt maßgeblich dazu beitragen, feh-
lende Ausbildungsinhalte und man-
gelnde fachliche Anleitung im Betrieb 
über die theoretische Wissensvermitt-
lung zumindest partiell zu kompen-
sieren.

Mit Blick auf die Befragung zur 
Berufsschule zeigt sich, dass 

auch hier dringend Verbesserungen 
nötig sind, um die Qualität der schu-
lischen Bildung zu steigern. Lediglich 
jeder zweite der Befragten gab an, sich 
gut oder sehr gut auf die theoretische 
Prüfung vorbereitet zu fühlen.

Die fachliche Qualität der Berufs-
schule wurde von knapp 6o Prozent 
mit gut bis sehr gut bewertet. Setzt 
man dies in Korrelation zur Frage der 
Ausstattung zeigt sich, je zeitgemäßer 
die Ausstattung, desto besser auch die 
Bewertung. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt, der 
zum Lernerfolg der Auszubildenden 
beiträgt, ist die Klassengröße. Werden 
die Klassen zu groß, weil z.B. zu we-
nige Fachlehrer vorhanden sind, sinkt 
auch die Qualität der Lernatmosphäre.

Der Schwerpunkt zeigt also: Es 
braucht ein zusätzliches Ausstat-

tungsprogramm für die berufl ichen 
Schulen. Sie sind aufgrund ihrer ho-
hen inhaltlichen Differenziertheit und 
der vielen Ausbildungsgänge vom Pro-
blem einer allgemein unzureichenden 
Ausstattung mit Unterrichtsmitteln im 
hessischen Schulbereich besonders be-
troffen.  

Des Weiteren müssen neben der in-
frastrukturellen Ausstattung dringend 
entsprechende Ausbildungsmaßnah-

men ergriffen werden, um die Quote 
der voll ausgebildeten Berufsschullehr-
kräfte wieder zu erhöhen.

Eine gute materielle wie personel-
le Ausstattung der Berufsschulen 

ist für Auszubildende eine wichtige 
Grundvoraussetzung für einen Lern-
erfolg im schulischen Teil der Ausbil-
dung.

Anke Muth

Der Report kann als Einzelexemplar 
hier bestellt werden: DGB Jugend Hessen, 
anke.muth@dgb.de;  069-273005-56.

Um auch für das nächste Jahr einen Re-
port erstellen zu können, braucht es genü-
gend Bögen! LehrerInnen, die sich mit ih-
ren Ausbildungsklassen beteiligen wol-
len, können diese Bögen in allen regiona-
len Jugendbüros anfordern, zu fi nden unter 
www.dgb-jugend-hessen-thueringen.
de oder unter obiger Bestelladresse.
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SYMPOSIUM „ÜBERGÄNGE GESTALTEN –    
FACHKRÄFTENACHWUCHS SICHERN!“        
Schon im Vorfeld hatte das Symposium für Aufmerksam-

keit gesorgt. Erstmals in der Geschichte des Bundeslands 
Hessen gab es eine gemeinsame Veranstaltung von Schul-
leitungsorganisation (AGD), Gewerkschaft (GEW) und Ver-
band (glb). Auch auf den Podien waren alle Akteure der be-
rufl ichen Bildung von der Wissenschaft bis zur Politik ver-
treten. Deshalb war es dann auch nicht mehr erstaunlich, 
dass der Staatsekretär nicht nur ein Begrüßungswort sprach, 
sondern sich für die Tagung mehr Zeit nahm.

Demografi e und Bildungsnachfrage

In seinem Einstiegsreferat stellte Prof. Dr. Weishaupt vom 
DIPF die demographische Entwicklung und ihre Folgen 

für das berufl iche Bildungssystem dar. Er verwies zu Be-
ginn auf die regionalen Unterschiede. Während in man-
chen ländlichen Regionen, wie im Vogelsberg, großen Tei-
len Nordhessens oder im Odenwald ein starker Rückgang 
der Bevölkerung zu erwarten ist, werden Teile des Rhein-
Main-Gebietes sogar Bevölkerungszuwächse verzeichnen 
(siehe Titelseite). Für Gesamthessen müsse jedoch mit ei-
nem Rückgang der Schulabgänger um rund 20 % bis zum 
Jahr 2025 gerechnet werden. 

Ein genereller Rückgang der Nachfrage nach Ausbil-
dungsplätzen und eine Entspannung am Ausbildungs-

markt habe Rückwirkungen auf das sog. Übergangssystem, 
es würde sich aber nicht gänzlich aufl ösen. Ein Teil der Ju-
gendlichen im Übergangssystem strebe keine duale Berufs-
ausbildung an, sondern höhere Schulabschlüsse. Von daher 
müsse die zweijährige Berufsfachschule bestehen bleiben 
und für eine schulische Nachqualifi zierung der Jugendli-
chen sorgen. Diese müsse mit den Bildungsgängen zur Be-
rufsvorbereitung hin zu einem Gesamtsystem mit Binnen-
differenzierung gebündelt werden. 

Einigkeit im Großen – Differenzen im Detail

Im ersten Podium (VhU, IHK, AGD, glb, DGB, GEW) 
waren sich alle einig, dass das duale System gestärkt wer-

den müsse, die Berufsorientierung verbesserungswürdig sei 
und dass die studienqualifi zierenden Bildungsgänge der be-
rufl ichen Schulen erhalten bleiben sollen. Erstaunlicherwei-
se fand die Forderung, dass bei Rückgang der Schülerzah-
len die Mittel im System der berufl ichen Schulen bleiben 
müssen, auch Unterstützung durch VhU und IHK, die ja 
ansonsten immer Einsparungen bei den staatlichen Ausga-
ben fordern. 

Die Arbeitgeberseite (VhU, IHK) will das 
Duale System im Wesentlichen dadurch stär-
ken, dass die angebliche Konkurrenz, die Hö-
here Berufsfachschule, abgeschafft werden 
soll, dass besser für die duale Ausbildung ge-
worben wird und dass Möglichkeiten der 
Doppelqualifi zierung ausgebaut werden. Die 
Arbeitnehmerseite (AGD, glb, DGB, GEW) 
verwies auf den Nutzen der Höheren Berufs-
fachschule für viele Jugendliche. DGB und 
GEW forderten ein Recht auf Ausbildung für 
alle Jugendliche und entsprechende Angebo-
te der berufl ichen Schulen sowie den zweiten 
vollen Berufsschultag (16 Wochenstunden), 
um Förderangebote, Differenzierungen und 
Doppelqualifi zierungen in der dualen Ausbil-
dung zu ermöglichen.

AGD, glb und GEW luden am 30.10.2012 unter dem Dach von 
XENOS zum Symposium „Übergänge gestalten – Fachkräftenach-
wuchs sichern!“ ein. Über 250 Kolleginnen und Kollegen aus den 
beruflichen Schulen hatten den Weg nach Kleinlinden gefunden.

Das Podium der Landtagsabgeordneten
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Nachhilfebedarf der Parteien

Während das erste Podium über alle Bänke hinweg 
durch fundiertes Wissen glänzte, verlor sich das zwei-

te Podium mit den Vertreterinnen und Vertretern der Land-
tagsfraktionen zumeist in Allgemeinplätzen. 
Bei Hugo Klein von der CDU blitzte zumindest teilwei-
se auf, dass er Berufsschullehrer war, aber auch an einigen 
Stellen merkte der achtsame Zuhörer, dass er schon eini-
ge Zeit keine Berufsschule mehr von innen gesehen hatte. 

Einzig der bildungspolitische Sprecher der Grünen Mathi-
as Wagner konnte konzeptionelle Vorstellungen vorweisen. 
Dies mag daran liegen, dass er erst kurz zuvor ein Konzept 
zur Reform des Übergangs vorgestellt hatte, während die 
anderen Parteien noch mitten in ihrer Wahlprogrammdis-
kussion waren. 

Erfreulich waren die engagierten Wortmeldungen aus 
dem Plenum, die hoffentlich den Politikerinnen und Politi-
kern ihren Nachhilfebedarf deutlich gemacht haben. Frus-
trierend waren die Äußerungen aller Fraktionen, dass sie 
nicht an eine Reduzierung der Klassengrößen gehen wollen. 
Hier sind noch dicke Bretter zu bohren.

Fazit

Es wurde deutlich, dass der überwiegende Teil der Akteu-
re in der Berufsbildung dringenden politischen Hand-

lungsbedarf sieht, was auch bei den Politikern angekommen 
ist. Ein Streichen von Bildungsangeboten der Berufl ichen 
Schulen ohne gleichwertigen Ersatz wäre der falsche Weg. 
Von daher ist zu begrüßen, dass der Staatsekretär nach dem 
Symposium an mehreren Stellen erklärt hat, dass die Lan-
desregierung erst dann Bildungsangebote abschafft, wenn 
es bessere Möglichkeiten für die Jugendlichen gibt. Ob je-
doch Bereitschaft besteht, erste Schritte zu einer Reform 
des Übergangs zu gehen, oder ob nach dem Motto verfah-
ren wird, nur nichts ändern vor den Wahlen, werden ge-
plante Spitzengespräche im Januar und die nächsten Mona-
te zeigen. 

Während über alle Bänke hinweg von Arbeitgeber- wie 
von Arbeitnehmerseite eine bessere Ausstattung der 

berufl ichen Schulen gefordert wird, ist die Politik in dieser 
Frage sehr zurückhaltend bis ablehnend. Hier muss weiter-
hin Druck aufgebaut werden, damit die Berufl ichen Schu-
len und die dort Lehrenden und Lernenden nicht unter die 
Backen der Schuldenbremse geraten.

Dank gilt noch der GEW Geschäftsstelle für ihre Unter-
stützung bei der Vorbereitung und dem Projekt XENOS für 
die ideelle, fi nanzielle und personelle Unterstützung.

Ralf Becker

Insgesamt ist deutlich geworden, dass 
gerade jener Teil junger Menschen, 

der einen notenmäßig schlechten 
Hauptschulabschluss oder mittleren 
Bildungsabschluss erworben hat, kei-
nerlei weitere Möglichkeiten zu seiner 
persönlichen Weiterqualifi zierung u. –
entwicklung hat. Wenn er keinen Aus-
bildungsberuf fi ndet, dann steht er vor 
einem großen Dilemma. Dem Haupt-
schüler ist der Weg in die Berufsfach-
schule verbaut. Dem Realschüler ist 
der Weg in die Höhere Berufsfachschu-

le (Assistentenausbildung) oder in die 
Fachoberschule verbaut.

Geht man davon aus, dass die Be-
dingungen zur Aufnahme in die 

Fachoberschule aufgrund der KMK-
Vereinbarungen nicht geändert wer-
den können, so kann man die für die 
Berufsfachschule und die Höhere Be-
rufsfachschule aufheben. Mit der Auf-
hebung der Eingangsvoraussetzungen 
hätten nun auch schwache Schüler mit 
dem jeweiligen Abschluss die Möglich-

keit, ihre schulische Weiterqualifi zie-
rung auf nächst höherer Ebene weiter 
zu betreiben und erfolgreich abschlie-
ßen zu können. Selbstverständlich 
müsste in Bezug auf die Assistentenbe-
rufe sichergestellt werden, dass diese als 
gleichwertige Ausbildungsberufe – wie 
Kammerberufe nach BBiG - anerkannt 
und tarifl ich gleich eingeordnet werden.

Norbert Herlein 
AGD-Vorsitzender
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SELBSTSTÄNDIGE SCHULE?
EINE POLITISCHE FRAGE LÄSST SICH NICHT ENTPOLITISIEREN!

Die Diskussion, die mit SV-Plus um 
die Selbstständige Schule ange-

fangen hat, will nicht enden. Mit je-
der neuen Bewerbungsfrist gibt es in 
den Kollegien engagierte Erörterungen 
zu Vor- und Nachteilen des von der 
Landesregierung angestoßenen Weges. 
Insgesamt zeigt sich auf Landesebene, 
dass es im Verhältnis zur Gesamtzahl 
der Schulen in Hessen nur wenige 
sind, die sich auf den  Weg zur Selbst-
ständigen Berufl ichen Schule (SBS) 
bzw. zur Selbstständigen Schule (SES) 
gemacht haben.

Aus gewerkschaftlicher Sicht ist die-
se Tatsache begrüßenswert. Es 

steht außer Frage, dass die gemein-
samen Interessen der Schülerinnen 
und Schülern sowie der Beschäftig-
ten in einem System verwaltungstech-
nisch selbstständiger Schulen schwe-
rer zu vertreten sind, als es in der bis-
herigen Struktur möglich ist. Dies 
widerspricht keinesfalls der Tatsache, 
dass die GEW seit Jahrzehnten mehr 
Selbstständigkeit für die Schulen for-
dert. Unsere Forderung nach Selbst-
ständigkeit richtet sich schon immer 
auf die Demokratisierung und pädagogi-
sche Freiheit von Schule. Unser Einsatz 
für die bestehenden Strukturen bedeu-
tet nicht, dass wir hier keinen Opti-
mierungsbedarf sehen. 

Im September dieses Jahres ende-
te die zweite Bewerbungsfrist zur 

Umwandlung zur SBS/SES ab An-
fang 2013. Hier gibt es gerade mal eine 
neue Anmeldung für SBS. Von den 
104 Berufl ichen Schulen in Hessen 
hatten sich im Dezember zusammen 
mit den ehemaligen SV-Plus-Schulen 
insgesamt 35 Schulen für diesen Weg 
entschieden. 

Folgende konkrete Vorteile wer-
den von den Befürwortern an den 

„Selbstständigen Schulen“  nach ersten 
Erfahrungen hervorgehoben:

  Die termingerechte Zuweisung 
insbesondere zum Mai des Ka-
len derjahres gibt Sicherheit für 
die Per sonalplanung des kom-
menden Schuljahres. So ist schon 
vor den Sommerferien klar, wel-
che befristeten TVH-Stellen ver-
geben werden können. Dies ent-
laste die betroffenen Lehrkräfte, 
die Schulleitungsmitglieder und 
die Kollegien insgesamt.

  Längerfristige Erkrankungen wur-
den in der Aktualisierung der Zu-
wei sung berücksichtigt und ge-
ben der Schule die Freiheit, über 
den Einsatz der Mittel selbst 
zu entscheiden, ohne dass eine 
Zustimmung des SSA einzuho-
len ist.

  Die erhöhte Lehrerzuweisung 
für SBS konnte für die Schul-
ent wicklung eingesetzt werden. 
Den SBS werden schon seit dem 
Schuljahr 2011/12 101,5 % zu-
gewiesen. Den übrigen Schulen 
werden erst seit dem Schuljahr 
2012/13 101% zugewiesen. 

  Die Vorgabe von Handlungs fel-
dern erleichtere die Entscheidung 
zur Schwerpunksetzung bei der 
Entwicklung der Schule entspre-
chend einer durchdachten und 
durchaus sinnvollen Vorgabe.

  Die Möglichkeit der Umwand-
lung von Geldern ermögliche es, 
für die Schulentwicklung wichti-
ge Fortbildungen vorzunehmen.

All diese Argumente scheinen die 
übrigen berufl ichen Schulen nicht 

überzeugt zu haben. Fragt man nun 
nach der Begründung für die ableh-

nende Haltung, kommen Argumen-
te, die nicht alle neu, aber wichtig und 
noch immer gültig sind:

Seit Jahren ist bekannt, dass der Bil-
dungssektor in Deutschland fi -

nanziell unterversorgt ist. Das Land 
gibt nun die Verantwortung für gute 
Bildungsangebote an die Schulen ab, 
ohne genügend Mittel zur Verfügung 
zu stellen. Dies geschieht, obwohl die 
GEW schon seit Jahren eine 110-pro-
zentige Zuweisung fordert, um den 
Unterrichtsausfall an den Schulen 
zu kompensieren und auf die Über-
lastung der Lehrer/innen hinzuwei-
sen. Demgegenüber wird seitens der 
Landesregierung behauptet, mit ei-
ner 105%igen Zuweisung seien an den 
Schulen die zahlreichen Zusatzaufga-
ben zu bewältigen. 

An allen Schulen hofft man natür-
lich noch auf die von der Regie-

rung versprochenen 105 %. (Das wä-
ren dann immer noch fünf Prozent 
weniger, als die von der GEW gefor-
derte 110-prozentige Zuweisung.) Eine 
Bevorzugung der SBS und SES bei der 
Stellenzuweisung wäre nicht akzepta-
bel. Denn niemand wird ernsthaft den 
Bedarf und das Engagement an den 
übrigen Schulen in Frage stellen.

Es hat durchaus etwas von der Qua-
dratur des Kreises, wenn bei der 

Verpfl ichtung zu 100%iger Unter-
richtsversorgung auf Spielräume zur 
Verwirklichung von zusätzlichen An-
geboten hingewiesen wird. Denn sol-
che Angebote lassen sich unter diesen 
Umständen nur  zu Lasten einzelner 
Schüler in größeren Klassen und zu 
Lasten einzelner Kollegen durch hö-
here Arbeitsbelastung und schlechtere 
Bezahlung verwirklichen.
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Wir befi nden uns noch in der 
Frühphase des Prozesses der 

Ökonomisierung von Bildung. Mit 
einer fortschreitenden Degradierung 
von Bildung zur Ware werden Schulen 
im Wettbewerb irgendwann aus den 
Sachzwängen heraus prekären Arbeits-
verhältnissen Vorschub leisten müs-
sen, auch wenn sie das „eigentlich“ gar 
nicht möchten.

Es stellt sich die Frage, ob in einer 
so komplexen Angelegenheit der 

nur auf die eigene Schule gerichtete 
Blick tatsächlich Probleme dauerhaft 
zu lösen vermag, oder ob eine schlei-
chende Entsolidarisierung der Bil-
dungsinstitutionen diesen und ihren 
Kollegien nicht nachhaltig schadet. 
Als Gewerkschafter wollen wir keinen 
verkürzten, kaufmännischen Blick auf 
die Schulen, sondern sind der Mei-
nung, dass die  einzelnen Schulge-
meinden auch Verantwortung für das 
gesamte Bildungssystem tragen und 
nicht nur kurzfristige Vorteile der eige-
nen Schule im Focus haben sollten.

Übrigens sind die oben genannten 
Vorteile der Selbstständigen Schu-

len Selbstverständlichkeiten, die in ei-
nem  gut organisierten Bildungssystem 
nicht in Frage gestellt werden dürften. 
Niemand wird in Abrede stellen, dass 
alle Schulen eine  zuverlässige, hinrei-
chende und termingerechte Zuweisung 
brauchen, dass alle Schulen einer ver-
nünftigen Krankheitsvertretung be-
dürfen und dass für alle Lehrer und 
Lehrerinnen ein adäquates Fortbil-
dungsprogramm zur Verfügung ste-
hen muss. Auch pädagogische Schwer-
punkte kann sich ein Kollegium set-
zen, ohne dass man einer Vereinze-
lung der Schulen Vorschub leistet.

Die Hoffnung, dass durch die der-
zeitige Form der Selbstständi-

gen Schule besser auf den demogra-
phischen Wandel zu reagieren sei, ist 
nicht stichhaltig bestätigt. Dass Schu-
len in den betroffenen Regionen eine 

besondere Zuweisung brauchen, wenn 
dort ein breites Bildungsangebot auf-
rechterhalten werden soll, ist klar. Ob 
sich dies durchsetzen lässt, wenn der 
Wettbewerb um den effi zientesten 
Einsatz der Zuweisung um sich greift, 
ist zu bezweifeln.

Die meisten Selbstständigen Schu-
len in Hessen gehen derzeit 

noch den Weg einer Selbstständig-
keit „light“. Das heißt, bei der großen 
Mehrheit werden noch keine eigenen 
Schulverfassungen eingesetzt und kei-
ne Umwandlungen von SBS in rechts-
fähige Anstalten des öffentlichen 
Rechts (RSBS) vollzogen. Mit dem 
Ziel, die Vorteile für die eigene Schu-
le zu nutzen, begibt man sich aber auf 
einen Weg, der aus Sicht der Initia-
toren hier sicherlich nicht enden soll. 
Wer diesen Weg einschlägt, nur um 
die Vorteile zu erlangen, sollte sich da-
rüber im Klaren sein, dass er sich aufs 
Glatteis begibt.

Es ist deshalb zu begrüßen, dass es 
über den HPRLL ein Schulungs-

angebot für die Personalräte der Selb-

ständigen Schulen gibt, das die Mög-
lichkeit zum Erfahrungsaustausch und 
zur Diskussion bezüglich der Umset-
zung und der Weiterentwicklung der 
Konzepte an den Schulen bietet.

Niemand an den Schulen hat sich 
die Entscheidung für oder wi-

der die neue Richtung leicht gemacht. 
Die verschiedenen Sichtweisen konn-
ten hier nur verkürzt dargestellt wer-
den. Und es ist wichtig, dass alle Kol-
legen im Gespräch bleiben. Unabhän-
gig vom eingeschlagenen Weg sollten 
alle Beteiligten sich weiterhin gegen-
seitig respektieren, austauschen und 
die unterschiedlichen Entwicklungen 
kritisch begleiten. Und alle Kollegin-
nen und Kollegen sollten sich inten-
siv mit der Entwicklung unseres Bil-
dungssystems auseinandersetzen und 
einen eigenen fundierten Standpunkt 
entwickeln. Nur so können wir verant-
wortungsvoll zur Weiterentwicklung 
unserer Schullandschaft zum Wohle 
unserer Schülerinnen und Schüler bei-
tragen.

Ralf Fei
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ÜBERGÄNGE IN BERUFLICHEN LEBENSLÄUFEN
ZWISCHEN REFORMEIFER UND ERNÜCHTERUNG

Am 05. Oktober 2012 veranstaltete 
das Institut für Technik und Bil-

dung (ITB) in Bremen eine Tagung 
zur Diskussion des sogenannten Über-
gangssystems. Als Lehrerin der Land-
rat-Gruber-Schule in Dieburg besuch-
te ich diese Tagung mit der Erwar-
tung, einen Spiegel für die alltägliche 
berufl iche Praxis zu erhalten. Dieses 
Wechselspiel zwischen Erfahrungen 
aus dem Schulalltag und wissenschaft-
lichen Standpunkten der Tagung gibt 
der folgende Artikel in Auszügen wie-
der.  

Erfahrungen aus dem Schulalltag: 
In meinem Tätigkeitsbereich der me-
talltechnischen Ausbildung nehme ich 
in den vergangenen Jahren wahr, dass 
zunehmend mehr junge Menschen 
in eine Ausbildung einmünden, die 
zuvor mindestens eines der zahlrei-
chen Bildungsangebote im sogenann-
ten Übergangssystem besucht haben. 
Besonders der Beruf Maschinen- und 
Anlagen führerIn wird hier stark fre-
quentiert. 

Wissenschaftlicher Spiegel: 
Aktuelle Zahlen in Bezug auf das 
Übergangssystem wurden von Frau 
Prof. Dr. E. Krekel vom BiBB vorge-

stellt. Laut Bildungsbericht 2012 sind 
die Teilnehmerzahlen im Übergangs-
system rückläufi g. Dieser Rücklauf ist 
der aktuellen Entspannung auf dem 
Ausbildungsmarkt und dem demogra-
phischen Wandel zu schulden. 

Allerdings bleibt die Lage für Schü-
lerInnen mit und ohne Hauptschulab-
schluss und im Besonderen mit Mig-
rationshintergrund weiterhin schwie-
rig. „Von den deutschen Ausbildungs-
interessenten ohne Hauptschulab-
schluss münden 2008 drei Viertel 
ins Übergangssystem ein, von denen 
mit Hauptschulabschluss die Hälfte 
(48%); bei den ausländischen Jugend-
lichen sind es 88% und 67%“ (Bil-
dungsbericht 2012). In absoluten Zah-
len betrachtet, wird ein Drittel aller 
AbgängerInnen aus dem allgemeinen 
Schulsystem in eine Bildungsmaß-
nahme des Übergangssystems aufge-
nommen und kann keine duale Aus-
bildung direkt anschließen. Hier er-
fahren die Jugendlichen regelmäßig 
eine Vielzahl an Angeboten von ei-
ner Vielzahl von Bildungsträgern. Ne-
ben dem Hauptschulabschluss oder ei-
nem anderen weiter führenden Schul-
abschluss soll in diesen Bildungsan-
geboten häufi g eine Ausbildungsreife 
der TeilnehmerInnen erzielt werden. 

Ausgehend von diesen Fakten 
sei das Übergangs system auch 
in Zukunft unverzichtbar, sei-
ne Struktur aber dringend zu 
überdenken.

Erfahrungen aus dem Schul-
alltag: 
Die Betriebe beklagen, dass 
die ausgebildeten Facharbei-
ter mit mittleren bis hohen Bil-
dungsabschlüssen meist nach 
der Ausbildung nicht in den 
Betrieben verbleiben. Der 
Facharbeiter mangel scheint so-
mit nicht nur ein Resultat des 

demographischen Wandels zu sein, 
sondern wird auch durch eine zuneh-
mende Erosion der deutschen Normal-
biographie bestimmt.

Wissenschaftlicher Spiegel: 
Dr. A. Bolder von der Universität 
Duisburg-Essen stellte den Begriff der 
deutschen Normalbiographie grund-
sätzlich in Frage. Nach Bolder‘s Wor-
ten ist das, was wir unter einer deut-
schen Normalbiographie verstehen, 
nämlich eine klare Unterteilung der 
Bildungsentwicklung eines Menschen 
über die zwei Stufen „Schule-Ausbil-
dung“ und „Ausbildung-Beruf“, in 
den vergangenen 100 Jahren ledig-
lich zwischen den 50er- und  70er-Jah-
ren real existent gewesen. Wie Bol-
der sagte, sind deutsche Normalbio-
graphien eher eine Ausnahmeerschei-
nung und stehen der Realität von viel-
fältigen Bastelbiographien gegenüber. 
Ausgehend von diesem Fakt sei die 
Forderung nach einer Anerkennung 
des Übergangssystems als notwendi-
ges System zu stellen. Jedoch müsse es 
zu einer Vielfalt an strukturierten Bil-
dungswegen mit echten Anschlussop-
tionen umgestaltet werden. 

Erfahrungen aus dem Schulalltag: 
Die Schwelle zwischen Schule und 
Ausbildung bedeutet für alle jungen 
Menschen, dass sie lernen müssen, 
sich in eine neue Rolle zu begeben, 
deren Rechte und Pfl ichten anzuwen-
den, deren Vorteile und Herausforde-
rungen zu erkennen und zu nutzen. 
Es zeigt sich, dass Jugendliche, die 
aus dem Übergangssystem in die dua-
le Ausbildung einmünden, diesen Pro-
zess oft besonders aktiv gestalten müs-
sen und eine enge prozessuale Beglei-
tung brauchen. 

Wissenschaftlicher Spiegel:  
Frau Dr. B. Reißig vom Deutschen 
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Jugendinstitut stellte die Ergebnisse 
einer sechsjährigen Querschnittstu-
die vor, mit welcher die Verlaufswe-
ge von Hauptschülern nach der allge-
meinen Schulpfl icht nachverfolgt und 
analysiert wurden. Mit dieser Studie 
wird nachgewiesen, dass sich die Pha-
se des Übergangs in eine Ausbildung 
für Jugendliche mit und ohne Haupt-
schulabschluss zeitlich besonders stark 
ausgedehnt hat und sich häufi g über 
das zwanzigste Lebensjahr hinaus er-
streckt. Die Übergangsphasen sind 
für einen großen Teil dieser Jugendli-
chen durch dauerhafte Ein- und Aus-
stiege in und aus Maßnahmen geprägt, 
die mit ständig wechselnden Rechten, 
Pfl ichten und Ansprechpersonen ver-
bunden sind. 

Erfahrungen aus dem Schulalltag: 
Neben der statistischen Analyse der 
Vielzahl von Bildungsmaßnahmen 
und Bildungswegen wird oft vernach-
lässigt, dass die eingesetzten KollegIn-
nen sehr engagierte und auch erfolg-
reiche Arbeit leisten. Die AbsolventIn-
nen dieser Bildungsmaßnahmen tref-
fen im Rahmen einer anschließenden 
dualen Ausbildung jedoch auf Struk-
turen, die oft wenig fl exibel mit indi-
viduellen Lebens- und Bildungsbio-
graphien zusammenwirken. Verkürzt 
wird dieser Umstand dann oft als 

„mangelnde Ausbildungsreife“ der Be-
werberInnen benannt, was dazu führt, 
dass Ausbildungsbetriebe der Region 
teilweise keine neuen Auszubildenden 
einstellen und somit ihre Ausbildungs-
plätze unbesetzt lassen. Sie befürch-
ten, dass die Bildungsbiographien der 
aktuellen BewerberInnen einen erfolg-
reichen Ausbildungs verlauf nicht er-
warten lassen. Die gestellten Anforde-
rungen an potenzielle Auszubildende 
und deren individuelle Bildungs- und 
Lebensbiographien verstärken in Ver-
schränkung mit der regionalen Aus-
bildungs- und Arbeitsmarktlage den 
Handlungsbedarf zur inhaltlichen und 
strukturellen Neugestaltung des soge-
nannten Übergangssystems.

Wissenschaftlicher Spiegel: 
Laut Dr. W. Kruse, Vertreter der 
Sozialforschungs stelle in Dortmund 
und Koordinator der Weinheimer In-
itiative, reicht dies jedoch nicht aus. 
Auch die Strukturen des Ausbildungs-
marktes und somit auch die Struk-
turen der Betriebe und Kommunen 
müssten an dieser Stelle neu gedacht 
werden. Betriebe, die ihren zukünfti-
gen Bedarf an FacharbeiterInnen de-
cken möchten und ihren Bestand si-
chern wollen, müssten offen sein für 
strukturelle Veränderungen und neue 
praktische, methodische Ansätze in 
der Ausbildung. Kommunen, die sich 
der grundsätzlichen (Mit-) Verantwor-
tung stellen, sich der Sicherung von 
Berufs- und Lebensperspektiven nach-
wachsender Generationen annehmen, 
müssten die Übergänge von der Schu-
le in die Arbeitswelt und das Erwach-
senenleben koordinieren und somit 
eine tatsächliche Systematik von Über-
gängen ermöglichen. 
 
Erfahrungen aus dem Schulalltag: 
In argumentativer Nähe Kruse über-
denken einige Betriebe ihre aktuellen 
Ausbildungsstrukturen und nehmen 
Abstand von der tradierten Bestenaus-
lese. In intensiver Lernortkooperation 
mit allgemeinbildenden und berufl i-
chen Schulen werden Förderkonzep-
te z.T. mit wissenschaftlicher Beglei-
tung erprobt. So werden zum Beispiel 
in Kooperation mit dem dualen Aus-
bildungsbereich der Landrat-Gruber-
Schule lernortübergreifend gestaltete 
Kick-Off-Wochen zum Ausbildungs-
einstieg organisiert, lernortübergrei-
fende Projekte zur weiteren Verzah-
nung der theoretischen Lerninhalte 
mit der berufl ichen Praxis umgesetzt 
oder regelmäßige Ausbildertreffen zur 
zeitnahen Absprache und Weiterent-
wicklung von Ausbildungs- und För-
derkonzepten ermöglicht. 

Wissenschaftlicher Spiegel: 
Prof. Dr. A. Bojanowski von der Uni-
versität Hannover sprach von schwer-

fälligen Veränderungsprozessen, der 
daraus resultierenden notwendigen 
Frustrationstoleranz aller Beteiligten 
und stellte die Frage nach einem neu-
en Dispositiv der Macht. Laut Boja-
nowski ermöglicht und fordert die der-
zeitige Bildungspolitik einerseits die 
Verkürzung von Ausbildungszeiten für 
höhere Bildungsabschlüsse, aber an-
dererseits zwingt die gleiche Bildungs-
politik junge Menschen in vielfälti-
ge Warteschleifen, welche primär eher 
zur „Einübung auf das Prekariat“ die-
nen. So öffne sich die Schere der Ge-
sellschaft immer weiter und die fi nan-
ziellen Mittel und politischen Maß-
nahmen dienten oft lediglich der Sta-
bilisierung des Systems. 

Was nehme ich mit von 
dieser Tagung: 

Das Maßnahmenlabyrinth des soge-
nannten Übergangssystems ist groß. 
Um es kreativ und vielseitig zu gestal-
ten, braucht es nach wie vor engagier-
te und innovative MitarbeiterInnen. 
Persönliches Engagement kann an die-
ser Stelle jedoch nicht ausreichen. Es 
bedarf dringend der Entwicklung ei-
nes sinnhaften Bildungsfahrplans, der 
Umstiegs- und Anschlussoptionen 
deutlich kennzeichnet und unnüt-
ze Zeitschleifen ausschließt. Darüber 
hinaus ist eine Entwicklung von tra-
genden Verbindungsstellen zwischen 
dem Übergangssystem und  den allge-
meinen und berufsbildenden (Schul-)
Systemen anzustreben. Die Verzah-
nung eines tatsächlich zu strukturie-
renden Übergangssystems mit einem 
anschlussfähigen (Aus-) Bildungssys-
tem sowie die Annahme der Verant-
wortung für die Entwicklungs möglich-
keiten nachfolgender Generationen 
sollte meines Erachtens nach eines der 
primären bildungspolitischen Ziele der 
Schulleitungen, der Kommunen bzw. 
Städte und der Länder darstellen.

Jessica Bier
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hprll
Hauptthemen im Hauptpersonalrat waren die Umsetzung des Schul-
ver wal tungsorganisationsstrukturreformgesetzes, der Erlass zur Be-
rufs- und Studienorientierung in der SEK I, womit im Wesentlichen 
die OLoV Standards festgeschrieben wurden und die Situation an den 
Studienseminaren. Im berufl ichen Bereich standen die angedach te Ver-
kürzung der ErzieherInnenausbildung, die Änderungen der Pfl icht stun-
den verordnung beim Berufsschulunterricht in der Justizvollzugsanstalt 
und beim Deputat für das Berufl iche Gymnasium, LiV-Einstellung zum 
1.11., der Einstellungsbericht zum neuen Schuljahr, Weiterführung des 
ESF Projekts „Integration durch Austausch (IdA)“ und der Abschluss des 
Modellversuchs ViLBe auf der Tagesordnung. 

Verkürzung der
ErzieherInnenausbildung?

Aus Schulen wurde dem HPRLL 
berichtet, dass in Kürze die neue 

Verordnung für die Fachschule Sozial-
pädagogik in Kraft gesetzt werden sol-
le. Die Verordnung würde Regelungen 
zu einer Verkürzung der Ausbildung 
enthalten. Im Protokoll der gemeinsa-
men Sitzung vom 29. März 2012 hat-
te die Dienststelle erklärt: „Die Ver-
ordnung werde so in Kürze in Kraft tre-
ten, wie 2010 vorgesehen, und es seien kei-
ne Veränderungen gegenüber dem vorge-
legten Entwurf geplant. Eine Verkürzung 
der Ausbildung um ein halbes Jahr sei im 
Bereich des Berufspraktikums angedacht. 
Ein entsprechender Entwurf für eine Ver-
ordnungsänderung werde dem HPRLL 
vorgelegt.“ Der Verordnungsentwurf 
von 2010 wurde bisher noch nicht in 
Kraft gesetzt. Genauso wenig wur-
de dem HPRLL ein Entwurf für eine 
Verordnungsänderung vorgelegt. 

Der HPRLL hat deshalb die 
Dienst stelle gebeten, ihn über den ak-

tuellen Stand zur Verordnung für die 
Fachschule Sozialpädagogik zu infor-
mieren und, falls eine Verkürzung der 
Ausbildung geplant sei, ihm mitzutei-
len, wann der neue Verordnungsent-
wurf dem HPRLL zur Erörterung vor-
gelegt werde.

Pfl ichtstundenverordnung

Im Amtsblatt 7-2012 wurde die neue 
Pfl ichtstundenverordnung veröf-

fentlicht. Die Neufestlegungen führ-
ten zu Rückfragen beim HPRLL, die 
er in der letzten Sitzung vor den Feri-
en gegenüber dem HKM ansprach.

Aus Schulen kam die Bitte, die 
Kürzungen im Sch+uldeputat für 
das Berufl iche Gymnasium (BG) an-
zusprechen. Bei 500 SchülerInnen 
im BG macht das 2 Stunden aus. 
Beim Blick auf die alten Faktoren fi el 
auf, dass es keine Deputatskürzun-
gen sind, sondern eine Umverteilung 
vom Schuldeputat (jetzt 0,0337, frü-
her 0,0376) auf das Leitungsdeputat 
(jetzt 0,0148, früher 0,0108). Die an 

sich begrüßenswerte Erhöhung des 
Deputats für Abteilungsleitungen im 
BG wird durch Kürzungen bei Ent-
lastungsmöglichkeiten von Lehrkräf-
ten erkauft. Das HKM zieht sich auf 
die Aussage zurück, dass sie den Feh-
ler sehe, aber dass die Schulen nicht 
weniger Deputat hätten. Die Verord-
nung will das HKM nicht ändern, die 
Schulen sollen dies intern regeln. Der 
HPRLL solle dem HKM Schulen nen-
nen, bei denen es Probleme gäbe. Im 
Klartext bedeutet dies, dass das HKM 
den HPRLL auffordert, Konfl ikte in 
die Schulen zu tragen. Eine Frechheit!

Die bisherige Regelung für den Un-
terrichtseinsatz in Justizvollzugs-

anstalten ( JVA), die vorsah, dass für 
3 Stunden Berufsschulunterricht in 
den JVA eine Anrechnungsstunde ge-
währt wird, ist weggefallen. Unter den 
neuen Bedingungen fi ndet sich wahr-
scheinlich niemand mehr, der die 
zeit aufwändigere, schwere und ver-
antwortungsvolle Aufgabe überneh-
men würde. In der JVA fi ndet neben 
dem Berufsschulunterricht auch allge-
meinbildender Unterricht statt. Dieser 
wird von Lehrkräften erteilt, die vom 
Justizministerium angestellt sind, zu-
meist verbeamtet. Diese KollegInnen 
haben andere Rahmenbedingungen 
für ihre Arbeit wie ‚normale‘ Lehr-
kräfte: Zusätzliche Erschwerniszulage, 
frühere Pensionierung bzw. Renten-
eintrittsalter und nur 20 Pfl ichtstun-
den. All diese Bedingungen haben die 
Berufsschullehrkräfte, die an der JVA 
unterrichten, nicht. Der Vergleich 
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zwischen den Pfl ichtstunden norma-
ler allgemeinbildender Lehrkräfte und 
denen in der JVA ergibt die alte Re-
gelung, dass für drei Stunden Berufs-
schulunterricht in der JVA eine Stun-
de ermäßigt wird. Auch hier will das 
HKM keine Änderung der Verord-
nung umsetzen. Hier hilft anschei-
nend nur der Protest der betroffenen 
Lehrkräfte und eine Solidarisierung 
aller Kolleginnen und Kollegen. 

LiV-Einstellung zum 1.11.

Zum 1.11. standen 143 Stellen für 
LiV an den Studienseminaren für 

berufl iche Schulen zur Verfügung. Es 
konnten jedoch mangels Bewerbun-
gen nur 84 Einstellungen in den Vor-
bereitungsdienst und 16 Quereinstie-
ge realisiert werden. Hinzu kommen 
12 FachlehreranwärterInnen. 

Von 2006 bis 2011 lag die Zahl der 
LiV-Einstellungen immer über 120. 
Diese sackte zum 1.5.2012 auf 104 
und nun auf 100 ab.

Erschreckend sind die Zahlen 
in den Mangelfächern Metall, 

Druck, ET und Informatik. In Me-
tall gibt es hessenweit nur sieben neue 
LiV, in Druck nur zwei, in ET nur 
vier und in Informatik auch nur zwei. 
Es traten zum 1.11. gerade mal 100 
LiV ihre Ausbildung an den Studien-
seminaren an. Alarmierende Signale 
für die zukünftige Versorgung der Be-
rufl ichen Schulen mit ausgebildeten 
Lehrkräften.

Einstellungsbericht

Das HKM legte dem HPRLL 
den Einstellungsbericht für das 

Schuljahr 2011/2012 vor. Darin sind 
alle unbefristeten Einstellungen vom 
15.3.2011 bis zum 14.9.2012 erfasst. 
In diesem Zeitraum wurden 253 Be-
rufsschullehrkräfte und 12 Lehrkräfte 
für arbeitstechnische Fächer an beruf-
lichen Schulen eingestellt. 

Im Ranglistenverfahren wurden 186 
Stellen durch Berufsschullehrkräfte 
besetzt, durch Ausschreibung 67 Stel-
len. Das Ranglistenverfahren bleibt so-
mit weiterhin das Regelverfahren für 
die Einstellung. Wie viele Stellen nicht 
besetzt werden konnten, ist dem Be-
richt nicht zu entnehmen. Dass die 
Zahl jedoch nicht unerheblich ist zeigt 
die Tatsache, dass über die Hälfte der 
Aus schreibungsverfahren erfolglos wa-
ren.

Abschlussveranstaltung ViLBe

Am 8.11.2012 fand an der Konrad-
Adenauer-Schule in Kriftel die 

Ergebnis- und Transferveranstaltung 
des Modellprojektes Virtuelles Ler-
nen in Berufsschulen (ViLBe) statt. 
Im Verlauf der vergangenen vier Jahre 
konnten in den beteiligten Pilotschu-
len durch die zusätzliche Projektför-
derung die Umsetzung virtueller Lehr- 
und Lernformen für die schulische 
Berufsausbildung erprobt werden. So 
wurden für verschiedene Berufsfel-
der transferfähige Unterrichtskonzep-
te zur didaktischen Verknüpfung von 
Präsenzunterricht in den Schulen 
und dem Online-Lernen im Ausbil-
dungsbetrieb und an anderen Lernor-
ten entwickelt. Der Haken dabei sind 
die Mittel und die Ausstattungen, die 
dafür notwendig sind. Wenn die Er-
gebnisse umgesetzt und übertragen 
werden sollen, besteht ein hoher Be-
darf an zusätzlichen Mitteln für Fort-
bildung und Ausstattung. Ein groß 
aufgelegtes Ausstattungssonderpro-
gramm scheint hierfür nötig.

Die Ergebnisse sollen in Form ei-
nes Handbuches dokumentiert 

und allen Interessierten über die Pro-
jekt-Homepage zur Verfügung gestellt 
werden. Voraussichtliche Veröffent-
lichung des Handbuches im Januar 
2013.

Projekt „Integration durch 
Austausch (IdA)“

Ein Schulpersonalrat hat den 
HPRLL angeschrieben mit der 

Bitte um Unterstützung zur Weiter-
führung des ESF-Programms „IdA – 
Integration durch Austausch“. Das 
Programm wurde seit mehreren Jah-
ren erfolgreich umgesetzt, sodass das 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales das HKM eingeladen hat, 
das Projekt auch im Jahre 2013 fort-
zuführen. Im Projekt wird benach-
teiligten Jugendlichen ein begleitetes 
Auslandpraktikum während der Aus-
bildung ermöglicht. Es geht dabei um 
über 2 Millionen Euro und die Stel-
len von mindestens 10 Sozialarbei-
tern bei Trägern und 1,5 Stellen im 
HKM. Der Landesanteil beträgt le-
diglich 15%. 

Ein Vorschlag für die Darstellung 
des Landesanteils in Form von 1,5 
Stellen lag bereits seit längerem der 
Leitung der Berufsschulabteilung vor 
ebenso wie eine Vorlage für die Bean-
tragung. Was fehlte, war die Zustim-
mung des zuständigen Abteilungs-
leiters und dessen Unterschrift. Der 
HPRLL sprach das Thema gegenüber 
der Hausspitze an und forderte die 
Dienstelle auf, das ESF-Programm 

„IdA – Integration durch Austausch“ 
im Jahre 2013 fortzuführen und die 
dafür notwendigen Schritte umzu-
setzen.

Innerhalb von zwei Wochen wurde 
der Antrag, nachdem er monatelang 

unbearbeitet auf dem Schreibtisch lag, 
auf den Weg gebracht. Die Mittel für 
benachteiligte Jugendliche und die 
Stellen bei den Trägern und im HKM 
konnten durch die Initiative des 
Schulpersonalrats und des HPRLL ge-
sichert werden.

Ralf Becker
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ZUKUNFT DES PROGRAMMS EIBE

Kleine Anfrage des Abg. Mathias Wagner (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) vom 18. Juli 2012 betreffend und Antwort der 
Kultusministerin

Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt:

Frage 1. Wie beurteilt die Landesregierung das Programm 
zur Eingliederung in die Berufs- und Arbeitswelt (EIBE)?

Im Rahmen des über das Land Hessen sowie den Europäi-
schen Sozialfonds (ESF) fi nanzierten Programms zur Ein-

gliederung in die Berufs- und Arbeitswelt (EIBE) können 
Jugendliche mit besonderem Förderbedarf im Rahmen ei-
ner in der Regel einjährigen additiven Maßnahme zum Re-
gelangebot der Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung indi-
viduell noch besser gefördert werden. Zielgruppe von EIBE 
sind insbesondere Migrantinnen und Migranten (z.B. mit 
nur geringfügigen deutschen Sprachkenntnissen), Jugend-
liche, die aus dem Bereich der Förderschulen in die beruf-
lichen Schulen übergehen und Jugendliche ohne Haupt-
schulabschluss bzw. mit mangelnder Ausbildungsreife. Den 
teilnehmenden Jugendlichen werden zusätzlich Sozialpäda-
goginnen und Sozialpädagogen (sechs Wochenstunden so-
zialpädagogischer Projektunterricht im Klassenverband und 
Einzelbetreuung) zur Seite gestellt. Alle Maßnahmen sollen 
den Jugendlichen eigenverantwortliche Lebensperspektiven 
eröffnen, ihre Persönlichkeit stärken und ein Abgleiten in 
die Resignation durch erlebte Arbeitslosigkeit verhindern. 
Oberstes Ziel ist also, den teilnehmenden Jugendlichen den 
Übergang in eine Berufsausbildung, ein Arbeitsverhältnis 
oder einen vollschulischen Berufsbildungsgang zu erleich-
tern und Ausbildungsreife herzustellen. Zudem kann ein 

dem Hauptschulabschluss gleichwertiger Abschluss erwor-
ben werden. Das Programm wird als erfolgreich angesehen.

Frage 2. Ist es zutreffend, dass das Kultusministerium die 
Einstellung des Programms EIBE plant?

Das Programm „Eingliederung in die Berufs- und Ar-
beitswelt“ („EIBE“) ist auf die laufende ESF-Förderpe-

riode (2007 bis 2013) ausgerichtet. Das Kultusressort ist mit 
Blick auf die künftige ESF-Förderperiode (2014 bis 2020) 
gehalten, auf Basis der derzeit vorliegenden (vorläufi gen) 
generellen strategischen und rechtlichen Vorgaben der EU 
ESF-fi nanzierte Projekte zu formulieren. Fest steht, dass 
die Inhalte des in der laufenden Förderperiode erfolgreich 
durchgeführten Programms „EIBE“ auch in der neuen För-
derperiode fortgesetzt werden. Das Klientel derjenigen Ju-
gendlichen, die bisher im Fokus des Projekts „EIBE“ stehen, 
wird auch künftig Berücksichtigung fi nden. Über die Wei-
terentwicklung von „EIBE“, aber auch von „SchuB“ als wei-
teres ESF-fi nanziertes Programm, wird derzeit hausintern 
beraten. Beide Programme werden in ihrer inhaltlichen 
und organisatorischen Ausgestaltung auf ihre Zielgerichtet-
heit überprüft. Die konzeptionellen Ansätze können frü-
hestens mit Vorliegen rechtsverbindlicher Vorgaben der EU 
konkretisiert werden. Weitergehende Aussagen hierzu sind 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich.

Wiesbaden, 8. August 2012
Nicola Beer

Kommentar

Die Kultusministerin sieht EIBE zwar „als erfolgreich“ an. Gleichwohl ist eine Fortführung eines solchen oder ähn-
lichen Programms für die genannten Zielgruppen äußerst ungewiss. Zum einen verteilen sich die EU-Gelder auf 

mehr Länder als vor 7 Jahren. Zum anderen gibt es in manchen Ländern vornehmlich im Süden eklatante Probleme 
mit Jugendarbeitslosigkeit (bis zu 50%). Zu befürchten ist deshalb, dass Deutschland aus dem Gesamtkuchen des ESF 
deutlich weniger Mittel bekommt als in der letzten Förderperiode. Und schließlich ist das federführende Ministerium 
das Sozialministerium. Der Verteilungskampf zwischen den Ministerien goes on!     (DS)



        iNSIDER  23AUSGABE NR.: 4 – WINTER 2012 / 23. JAHRGANG

ZUM PROJEKT EIBE                                 

Die Landesfachgruppe Berufl iche 
Schulen der GEW Hessen hat 

am 07.12. beschlossen, dass die Fort-
führung der EIBE-Maßnahmen auch 
in der neuen Förderperiode unbedingt 
erforderlich ist! Wir als GEW for-
dern, dass alle Jugendlichen beim Ver-
lassen der allgemein bildenden Schu-
len über eine Ausbildungs- und Be-
rufsreife verfügen, siehe Beschluss des 
Landesvorstandes der GEW Hessen 
vom 25.8.2011 „Zukunft der Berufsbil-
denden Schulen“.

    Trotz aller laufenden und noch zu er-
wartenden Bemühungen im Sek.I- Be-
reich ist jedoch davon auszugehen, 
dass dennoch nicht alle den Übergang 
ins Berufs- und Arbeitsleben schaf-
fen. Der Besuch des 10. Schuljahres an 
Be rufs bildenden Schulen wird deshalb 
nicht ausbleiben. Wenn ein Angebot 
wie EIBE an den etwa 70 Berufl ichen 
Schulen mit nahezu 3000 Schülerinnen 
und Schülern in Hessen entfi ele, wür-
de dies gewachsene Strukturen an den 
Schulen zerstören und Ent wick lungs-
möglichkeiten für diese Schü lergruppe 
massiv beeinträchtigen.

Was ist das Besondere an 
EIBE? 

An erster Stelle zu nennen ist die 
sozialpädagogische Betreuung. 

Im Unterschied zu üblichen sozial pä-
dagogischen Angeboten sieht das EI-
BE-Konzept die Sozialarbeit als in-
tegralen Bestandteil des schulischen 
Alltags innerhalb der Lerngruppen 
vor, d.h.: Verankerung im Stunden-
plan, ver trauensvolle Zusammenarbeit 
mit Lehrkräften durch Anbindung an 

Klassenteams, Elternarbeit und enge 
Kooperation mit außerschulischen In-
stitutionen und Ämtern.

Berufsbezogene Projekte mit der 
Möglichkeit zum Erwerb von Ba sis-
qualif ikationen und zu von den In-
nungen bzw. Kam mern anerkannten 
Quali f izie rungs bausteinen gehören 
ebenso zum Fun dament von EIBE. 

Organisation und Durchführung 
von begleiteten betrieblichen Prak tika 
und die Vorbereitung auf die Haupt-
schulabschlussprüfung sind weitere 
Fördervoraussetzungen.

Die Vorgabe für die Durchführung 
von EIBE erfordert von den Schu len 
erstellte Konzepte und deren Evalua-
tion. Handlungsorientierter Un terricht 
als ein Prinzip mit der Ausarbeitung 
von konkreten Projekten gehören zur 
Grundlage für die Genehmigung der 
Lehrgänge: Dies ist Standard bei der 
jährlichen Beantragung und erfordert 
neben der üblichen Unterrichtstätig-
keit für Unterrichtende in diesem Be-
reich hohes Engagement. Der stetige 

Wandel, bedingt durch die von Jahr 
zu Jahr andere Zusammensetzung der 
Ziel- und Lerngruppen, verlangt hohe 
Flexibilität bei der Gestaltung von Pro-
jekten. Übergabekonferenzen mit den 
abgebenden Schulen sowie die Erstel-
lung von individuellen Förderkonzep-
ten gehören ebenfalls zum Standard.

Neben den oben genannten Schü-
lergruppen ist, regional unter-

schiedlich, die berufl iche Integration 
von über 15-jährigen Zuwanderern 
eine weitere, ständig wachsende Ziel-
gruppe. Diese, vom Lernstand und ih-
ren kulturellen Prägungen her sehr he-
terogen zusammengesetzte Gruppe 
benötigt andere Angebote und Qua-
lifi kationen der Lehrkräfte, die zum 
Teil erst erworben werden müssen, z.B. 
Deutsch als Zweitsprache. Schülerin-
nen und Schüler von Förderschulen 
haben wiederum einen anders gelager-
ten Förderbedarf. Auch hierfür werden 
an den Schulen in Kooperation mit 
den abgebenden Schulen passgenaue 
Konzepte entwickelt.

Wir als Landesfachgruppe der 
GEW Hessen plädieren dafür, 

dass die Bedingungen für die Arbeit 
in den Bildungsgängen zur Berufs-
vorbereitung an Berufl ichen Schulen 
verbessert werden. Es darf nicht dazu 
kommen, dass von Förderperiode zu 
Förderperiode die bürokratischen Hür-
den wachsen und die sächlichen und 
personellen Ressourcen abgebaut wer-
den – so wie geschehen beim Über-
gang von EBA zu EIBE. 

Unabhängig von EIBE fordern wir, 
dass für alle Bildungsgänge zur 

Berufsvorbereitung an den berufl i-
chen Schulen sozialpädagogische Be-
treuung als integraler Bestandteil des 
schulischen Alltags der Lerngruppen 
obligatorisch wird.

Karl Schywalsky

Die Förderperiode für die aus dem Europäischen Sozial-
fond unterstützten Programme endet 2014. An den Be-
ruflichen Schulen sind davon die EIBE- Maßnahmen be-
troffen.
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neue 
Publikationen

 Lebenslang Lehrer? 
Alternativen zum 
Lehrerberuf

Ein Drittel der Lehrerin-
nen und Lehrer ist akut von 
Burnout bedroht, ein wei-
teres Drittel leidet an chro-
nischer Überlastung. Viele 
fragen sich, ob sie den rich-
tigen Beruf gewählt haben. 

Dieses Buch nimmt die Nöte derjenigen ernst, die über 
Alternativen zum Lehrerberuf nachdenken oder ihrem 
Leben noch einmal eine ganz neue Richtung geben 
wollen. Aus dem Inhalt:

  Erfahrungsberichte von ehemaligen Lehrer/innen, 
die sich beruflich neu orientiert haben

  Eine Übersicht über konkrete Alternativen zum 
Lehrerberuf

  Alternativen zu Ausstieg und Frühpensionierung
  Infos zu Self-Assessments für Lehramtskandidaten
  Hilfreiche Impulse für die Selbstreflexion.

Thomas Unruh ist Hauptseminarleiter am Landesinstitut 
für Lehrerbildung und Schulentwicklung Hamburg und 
Autor diverser pädagogischer Fachbücher. ISBN 978-3-
407-62661-5

Kuhnke/Skrobanek (2012): Junge Menschen aus Mecklen-
burg-Vorpommern und Schleswig-Holstein in berufs- und 
ausbildungsvorbereitenden Angeboten. 

Bericht zur Vergleichsuntersuchung von Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern in den drei Angeboten: Berufsvorbereitungs- bzw. 
Ausbildungsvorbereitendes Jahr, Produktionsschule und Be-
rufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen

Seit Jahren wird kontrovers über die Wirksamkeit beste hen-
der berufs- und ausbildungsvorbereitender Angebote am 
Übergang zwischen Schule und Ausbildung bzw. Beruf dis-
kutiert. Bislang mangelt es jedoch an belastbaren Vergleichs-

daten, inwieweit es verschiedenen Übergangsangeboten ge-
lingt, junge Menschen so zu fördern, dass eine berufl iche 
und in vielen Fällen auch soziale Integration gelingt. Die 
vor liegende Evaluationsstudie des DJI nimmt drei etablier-
te Förderangebote - das einjährige Berufsvorbereitungs- bzw. 
Ausbildungsvorbereitende Jahr (BVJ/AVJ), die Produktions-
schulangebote (PS) und die Berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahmen (BvB) - in den Bundesländern Mecklenburg-
Vorpommern und Schleswig-Holstein vergleichend in den 
Blick. Knapp l .000 Teilnehmer/innen wurden zu Beginn, 
zum Abschluss und ein halbes Jahr danach zu ihrer spezifi -
schen Situation und ihren Erfahrungen befragt. 
Die Broschüre kann über maerz@dii.de kostenlos bestellt werden.

Broschüre: Übergänge mit System - Fünf Forderungen für 
die Neuordnung des Übergangs von der Schule in den Be-
ruf

Wie kann der Übergang von der Schule in die Berufs aus-
bildung verbessert werden und jedem jungen Menschen die 
Chance auf eine Berufsausbildung eröffnet werden? Die 
Beteiligten der Initiative Übergänge mit System - die Ber-
telsmann : Stiftung, 16 Ministerien aus neun Bundeslän-
dern sowie die Bundesagentur für  Arbeit - haben dazu ein 
Konzept erarbeitet und dieses zu fünf Forderungen für eine 
Neuordnung des Übergangs von der Schule in den Beruf 
zusammen-
gefasst. Ge-
druckte Ex-
emplare der 
Broschüre 
können Sie 
erhalten über 
eine kurze E-
Mail an ZdB-
News@ber-
telsmann-
stiftung.de

Übergänge 
mit System

Fünf Forderungen  
für die Neuordnung  
des Übergangs von  
der Schule in den Beruf
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INNOVATIONSPREIS FÜR BERUFLICHE SCHULEN

Die VhU (Vereinigung hessischer 
Unternehmer) und Kultusminis-

terin Beer vergaben am 7.11.2012 in 
Kooperation mit der Arbeitsgemein-
schaft der Direktoren an berufl ichen 
Schulen den 5. Innovationspreis Be-
rufl iche Schulen in Hessen. Der Preis 
ist mit 10.000 Euro dotiert, die gleich-
mäßig auf die fünf Sieger verteilt wur-
den. Im Folgenden werden die Pro-
jekte der 5 Preisträger kurz vorgestellt. 
Weitere Infos können den Homepages 
der Schulen entnommen werden.

„Vertiefte 
Berufsorientierung“

In diesem Projekt der Berufl ichen 
Schulen Biedenkopf soll den Schü-

lerInnen der umliegenden SEKI Schu-
len der Einstieg in eine Berufsausbil-
dung erleichtert werden, indem zu-
nächst eine Kompetenzfeststellung 
durch die allgemein bildenden Schu-
len erfolgt. Eine darauf folgende ver-
tiefte Berufsorientierung in der beruf-
lichen Schule sowie ein Betriebsprak-
tikum und eine Hospitation sollen die 
Vermittlung in eine duale Ausbildung 
fördern. Wichtig ist die enge Koope-
ration zwischen den Lehrkräften der 
SEK I und den Lehrkräften in der be-
rufl ichen Schule.

„Innovative 
Produktionsschule“

In diesem Projekt der Max-Eyth-
Schule Dreieich können Jugendliche 

im Alter von 16 bis 25 Jahren, die be-
reits einen Schulabschluss haben, Er-
fahrungen sammeln und Fähigkeiten 
erlernen, um im Anschluss einen Aus-
bildungsplatz oder eine sozialversiche-
rungspfl ichtige Beschäftigung zu fi n-
den. Im Rahmen des Projektes wer-
den reale Kundenaufträge bearbeitet. 
Das Besondere an dieser Produktions-
schule ist, dass sie Teil einer berufl i-

chen Schule ist und nicht, wie sonst 
eher üblich, bei einem Träger angesie-
delt ist.

„Systematische 
Berufsorientierung“

Hier wird in Kooperation der Ge-
werblichen Schulen des Lahn-

Dill-Kreises mit den vier umliegenden 
SEK I-Schulen der Einstieg in eine Be-
rufsausbildung durch eine vorab erfol-
gende berufl iche Vorbereitung ermög-
licht. Die SchülerInnen können mit 
pädagogischer Begleitung zwei Berufs-
felder aus sechs angebotenen (Holz, 
Metall, Fahrzeugtechnik, Ernährung, 
Elektronik und Sozialpädagogik / So-
zialpfl ege) kennenlernen, indem sie in 
der Jahrgangsstufe 8 wöchentlich acht 
Stunden einen Berufsorientierungstag 
an der berufl ichen Schule besuchen. 
Zudem absolvieren die SchülerInnen 
im Anschluss ein zweiwöchiges Be-
triebspraktikum.

„Selbstbewirtschaftung des 
Bistro Alice“

Das Projekt „Bistro Alice“ der Ali-
ceschule in Gießen ist eine schul-

eigene Cafeteria, die durch SchülerIn-
nen betreut wird. Dieser praxisnahe 
Lernort bezieht Auszubildende unter-
schiedlicher Bereiche (z.B. Bäcker und 
Fleischer) sowie SchülerInnen aus den 
Berufsfachschulen mit ein. Eine weite-
re Besonderheit ist die Ernährungser-
ziehung, da die Schule ein Leitbild zur 
gesunden Ernährung lebt.

„Die Juniorexperten“

Die Juniorexperten der Georg-Ker-
schensteiner-Schule Obertshau-

sen sind Auszubildende unterschied-
lichster Berufe aus den Bereichen 
Wirtschaft/ Verwaltung und Gastro-
nomie, die SchülerInnen an allgemein 

bildenden Schulen der Umgebung 
ihre Ausbildungsberufe vorstellen. Die 
Auszubildenden stellen ihre bisherigen 
Erfahrungen vor und bieten den zum 
großen Teil noch unentschlossenen 
SchülerInnen einen Einblick in den 
Beruf  „auf Augenhöhe“. Bei Interesse 
der Schülerinnen und Schüler bieten 
die Auszubildenden „4-Augen-Gesprä-
che“ und „Patenschaften“ an. Gleich-
zeitig refl ektieren die Auszubildenden 
durch die Vorbereitung auf die Präsen-
tation ihres Berufs und ihres Betriebs 
ihre bisherigen Lernprozesse und 
Lernergebnisse in der Ausbildung.

Fazit

In ihrem Eingangsstatement hat die 
Kultusministerin die Preisträger ge-

lobt und die Bedeutung der berufl i-
chen Schulen für die Bildungsland-
schaft in Hessen hervorgehoben. Die-
sen warmen Worten müssen jedoch 
auch Taten folgen. Die Projekte in 
Biedenkopf und im Lahn-Dill-Kreis 
eignen sich gut für ländliche beruf-
liche Schulen mit einem breiten Be-
rufsfeldangebot. Die Schulen stem-
men die Projekte jedoch aus Bordmit-
teln, anstelle einer entsprechenden 
zusätzlichen Stellenzuweisung. Und 
die Möglichkeiten, Bildungsgänge zur 
Berufsvorbereitung in einer berufl i-
chen Schule als Produktionsschule zu 
gestalten, sind bisher ausschließlich 
selbständigen Schulen gegeben. Diese 
Möglichkeit muss aber für alle beruf-
lichen Schulen eröffnet werden. Auch 
für die Selbstbewirtschaftung von Ki-
osken, Bistros und Cafeterien an be-
rufl ichen Schulen müssen rechtliche 
Rahmenbedingungen für alle Schulen 
geschaffen werden, die den Weg über 
Fördervereine oder sonstige Konstruk-
te erübrigen. 

Frau Beer übernehmen Sie!

Ralf Becker
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KULTUSMINISTERIN WÜRDIGT BASISARBEIT IM 
KOMET - PROJEKT

Grund der Veranstaltung war der 
Abschluss eines vom Land Hes-

sen und der UNI Bremen initiierten 
Modellprojekts in den Berufen KFZ - 
Mechatroniker und Industriemechani-
ker, das auf das Vorgänger - Projekt in 
der Elektrotechnik/Informationstech-
nik aufbaute. Das Kompetenz - Dia-
gnostik - Team der UNI Bremen prä-
sentierte die gefundenen Erkenntnis-
se. Die Lehrerschaft stellte die Auswir-
kungen des Projektes auf den Unter-
richt dar.

KOMET und 
Unterrichtsentwicklung

Im Mittelpunkt der KOMET-
Abschluss veranstaltung standen die 

Vorstellung ausgewählter Lernaufga-
ben und die Beschreibung eines Ver-
fahrens, mit dem es möglich ist, ent-
wickelte berufl iche Kompetenzen zu 
messen. Die Lernaufgaben weisen da-
bei bereits in ihrer Struktur auf Un-
terrichtskonzeptionen hin, bei denen 
nicht die Vermittlung fachlichen Wis-
sens im Vordergrund steht, sondern 
ein offener Unterricht, der problemlö-
sendes und projektorientiertes Lernen 
ermöglicht. Dies ist ein wichtiger Teil 
der Qualitätsentwicklung von Schu-
len, vielleicht sogar sein wichtigster, 
denn hier fi ndet Unterrichtsentwick-
lung statt. 

Nach dem KOMET-Kompetenzmo-
dell sind die heute als so wichtig an-
gesehenen überfachlichen Kompeten-

zen nicht lediglich Zusatzausstattun-
gen, sondern gehören zu den tragen-
den Säulen der Lernaufgabe und sind 
damit Wesenszug eines kompetenzori-
entierten Unterrichts, der die Gestal-
tung persönlicher, berufl icher und ge-
sellschaftlich politischer Identität zum 
Ziel hat. 

KOMET und Berufl iche 
Identität

In bereits zwei Testdurchgängen wur-
den viele aufschlussreiche Ergebnis-

se ermittelt. Dass dies überhaupt mög-
lich wurde, bewirkte die Arbeit des Di-
agnostik - Teams der UNI Bremen um 
Professor Felix Rauner. So konnten 
die Kompetenzentwicklung der Schü-
lerinnen und Schüler vom zweiten 
zum dritten Ausbildungsjahr in einer 
Längsschnittuntersuchung be urteilt 
werden. Es wurde in einer Quer-
schnittuntersuchung ein Vergleich ge-
zogen zwischen den vorhergehenden 
und den aktuellen zweiten bzw. drit-
ten Ausbildungsjahren. Parallel dazu 
wurden Erhebun-
gen zum Umfeld 
der Schülerinnen 
und Schüler in ei-
ner Kontextabfrage 
durchgeführt. Da-
bei wurden die von 
den Schülerinnen 
und Schüler erreich-
ten Kompetenz-
niveaus in Bezie-

hung gebracht mit deren Identifi zie-
rung zu ihrem Ausbildungsberuf, dem 
Ausbildungsbetrieb, ihrer Arbeitsmo-
ral und unter anderem ihren Bezie-
hungen zum Unterricht und zu ihren 
Lehrerinnen und Lehrern.

KOMET und 
Individualisierung von 

Lernprozessen

Als die ersten Testergebnisse des 
hessischen KOMET - Projektes im 

Sommer 2011 bekannt wurden, zeig-
ten sie zwei Dinge auf. Bei den Indu s-
triemechanikern hatten bereits 38 Pro-
zent der Schülerinnen und Schüler des 
zweiten Ausbildungsjahres die höchste 
Kompetenzstufe, die Stufe der Gestal-
tungskompetenz und 32 Prozent die 
zweithöchste Stufe, die Stufe der Pro-
zessualen Kompetenz, erreicht. Eine 
erste Schlussfolgerung war: Die Be-
rufsschule unterfordert die Auszubil-
denden. Für diese zusammen gerech-
neten 70 Prozent werden schlichtweg 
anspruchsvollere Aufgaben benötigt. 

Am 28. November 2012 fand die Abschlussveranstaltung des 
Modellprojekts „Berufliche Kompetenzen messen - KOMET 
(Metall)“in der Friedrich-Ebert-Schule Wiesbaden statt. Kultus-
ministerin Beer dankte dem KOMET - Konsortium für die ge-
leistete Arbeit und sicherte ihre Unterstützung für weiter füh-
rende Projekte zu. 
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Zudem müssen sie in die Lage versetzt 
werden, ein hohes Maß an Selbstän-
digkeit beim Lernen zu erreichen. Ziel 
muss ferner sein, für Auszubildende, 
die einfachste Funktionszusammen-
hänge nicht verstehen, Zeit und Raum 
zu schaffen, damit diese in die nächst-
höhere Kompetenzstufe gelangen. Das 
Kompetenzmodell nach KOMET lie-
fert durch die Defi nition von Lernbe-
reichen die Antwort auf die Frage, wel-
che Förderaufgaben diesen Auszubil-
denden angeboten werden können. 

KOMET und Chancen durch 
duale Ausbildung

Eine zweite sehr wertvolle Erkennt-
nis war, dass die Berufsschule be-

reits im ersten Ausbildungsjahr über 
die Hälfte der Schülerinnen und Schü-
ler, die laut PISA - Studie der so ge-
nannten potenziellen Risikogrup-
pe angehören, auffängt und über die 
Stufe der Nominellen Kompetenz in 
die Stufe der Funktionalen Kompe-
tenz hebt. Nach PISA sagt man die-
sen Menschen eine Berufsunfähigkeit 
und große Schwierigkeiten in der pri-
vaten Lebensführung nach, ganz zu 
schweigen von einer aktiven Teilnah-
me am gesellschaftlichen Leben. Diese 
Menschen haben somit nachweislich 
in der dualen Berufsschule eine ech-
te Chance. 

KOMET und Professionalität

Die Ergebnisse verändern bei al-
len Beteiligten zum Teil über Jah-

re gewachsene Voreingenommenhei-
ten. Der Umgang mit den Schülerin-
nen und Schülern in Kenntnis ihrer 
Kompetenzen macht es leicht, ihnen 
respektvoll, den künftigen Facharbei-
ter vor Augen, entgegen zu treten und 
qualifi zierte begründete Antworten 
gemeinsam zu entwickeln. Dabei ist 
es wichtig, Fragen, Problemstellungen 
und Erfahrungen aus der täglichen 
Berufspraxis aufzugreifen und deren 
Antworten und Lösungen aus verschie-

denen Betrieben zu vergleichen. Der 
KOMET - Prozess mit seinem diskursi-
ven Ansatz fördert darüber hinaus den 
Ideen- und Erfahrungsaustausch der 
Lehrkräfte untereinander wie auch mit 
den Schülerinnen und Schülern sowie 
deren Ausbildern

‚Ausstrahlung‘ von KOMET

Die Messbarkeit der entwickelten 
Kompetenzen in Verbindung mit 

Gestaltungsprinzipien des Unterrichts, 
welche die Schülerinnen und Schüler 
in die Lage versetzen, selbständig zu 
lernen, verleiht diesem Projekt seine 
besondere Disposition und seinen Pi-
lotcharakter. Andere Vorhaben in der 
berufl ichen Bildungslandschaft orien-
tieren sich bereits an KOMET. Auch 
in Nordrhein-Westfalen sind erste an 
dem KOMET-Kompetenzmodell aus-
gerichtete Projekte entstanden. 

Grund hierfür ist, dass neben der 
Diagnostik in den KOMET-Projek-
ten die Entwicklung von Kompeten-
zen durch entsprechende Lernaufga-
ben und die Verbesserung der Unter-
richtsqualität durch einen mehrschich-
tigen diskursiven 
Prozess im Vor-
dergrund stehen. 
Das KOMET - 
Projekt ist zudem 
in den letzten 
Jahren zu einem 
weltumspannen-
den Prozess der 
Qualitätsentwick-
lung in Schulen 
der Berufsaus-
bildung gewor-
den. Nicht nur in 
Deutschland son-
dern z. B. auch in 
der Schweiz und 
China wird über 
die Anwendung 
von KOMET 
diskutiert. Das 
Kompetenz - Mo-
dell und die ent-

wickelten Diagnostikwerkzeuge sind 
weltweit einzigartig. Die Folge: Der 
Rest der Welt interessiert sich für den 
Exportschlager „Made in Germany“.

KOMET als Auftakt

Das nun abgeschlossene KOMET 
- Projekt versteht sich als einen 

Auftakt mit Pilotcharakter für die 
Entwicklung kompetenzorientierten 
Unterrichts, für die Erweiterung der 
Sichtweise auf Unterrichtsentwicklung 
an sich und eine Chance für alle Be-
reiche berufl icher Bildung. Mit den 
Erfahrungen in der dualen Berufs-
schule gibt es viele Argumente für ei-
nen Transfer von KOMET in das all-
gemeine Schulwesen. Der Übergang 
von Schule und Beruf kann optimiert 
werden und darüber hinaus bietet sich 
die Chance zur Beschreibung von 
Kompetenzen für mehr Transparenz 
auf internationaler Ebene (EQF). 

Jan Burger, Thomas Scholz und Klaus 
Spiekermann

Friedrich-Ebert-Schule Wiesbaden

Das Herzstück des KOMET-Kompetenzmodells.
Mit Hilfe der Darstellungsweise des Spinnennetzes wird das erreichte Kompetenzni-
veau hinsichtlich acht Indikatoren beurteilt. In das Spinnennetz werden die im KO-
MET-Test erreichten Punkte je Indikator eingetragen. Dabei ist eine hohe Punktzahl 
in Verbindung mit einer möglichst gleichmäßigen Verteilung über alle Indikatoren 
anzustreben. Wer also viele Punkte im Indikator Funktionalität erreicht hat, aber we-
nig im Indikator Arbeits- und Geschäftsprozesse kommt trotz hoher Punktzahl nicht 
in die Kompetenzstufe der Prozessualen Kompetenz. 
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BILDUNG FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

Die Fortbildungsreihe zur Bildung 
für nachhaltige Entwicklung fand 

als Bildungsangebot des HES SEN-
CAMPUS Darmstadt-Dieburg in Ko-
operation mit dem DGB Bil dungs werk 
Hessen e.V.  im Herbst 2012 statt. Als 
Referentin konnte die Dipl.-Geogra-
phin Kerstin Stuhr aus Essen gewon-
nen werden, die als zertifi zierte Nach-
haltigkeitstrainerin und Bera te rin für 
Bildung für nachhaltige Ent wicklung 
in verschiedenen Projekten im In- und 
Ausland zu diesem Thema Erfahrun-
gen sammeln konnte. 

In der sechstägigen Fortbildungsrei-
he, die über Fördermittel des Hessi-

schen Kultusministeriums fi nanziert 
wurde, haben sich die Teilnehmenden 
in verschiedenen Workshopphasen 
mit verschiedenen Aspekten von nach-
haltiger Entwicklung beschäftigt. 

Im Rahmen der zweitägigen Auf-
taktveranstaltung stand zunächst 

die Auseinandersetzung mit dem ei-
genen Nachhaltigkeitsverständnis im 
Vordergrund. Darauf aufbauend wur-
de eine eigene Arbeitsvision und –de-
fi nition einer Bildung für nachhaltige 

Entwicklung für den eigenen Bildungs- 
und Lebensalltag entwickelt.

Die beiden nächsten Workshop-
tage haben die Teilnehmenden 

genutzt, um in kleinen Gruppen ge-
meinsame Unterrichtseinheiten und 

Bildungsprojekte zu entwickeln. Ent-
standen sind so vier Arbeitsprojekte, 
welche die Kleingruppen an den bei-
den letzten Fortbildungstagen vorge-
stellt und refl ektiert haben. Gleichzei-
tig konnten sie einzelne Unterrichts- 
bzw. Projekteinheiten mit den anderen 
Teilnehmenden ausprobieren. 

Folgende Projekte wurden 
ausgearbeitet:

Mitarbeiterinnen der Weltläden 
in Darmstadt und Dieburg ha-

ben gemeinsam ein Workshop-An-
gebot für Schulklassen mit dem Titel 

„Die lange Reise meines T-Shirts“ ent-
wickelt. Dabei steht die Produktion 

Im Folgenden wird über eine Fortbildungsreihe für Lehr-
kräfte der beruflichen Schulen und Oberstufengymnasien 
sowie Lehrende der außerschulischen Bildung im Landkreis 
Darmstadt-Dieburg zum Thema „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“ berichtet
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eines T-Shirts vom Anbau der Baum-
wolle bis zum Kauf des Verbrauchers 
im Mittelpunkt. Thematisiert werden 
die Arbeitsbedingungen in den Pro-
duktionsländern, die Wege, die das T-
Shirt bis zum Käufer zurückgelegt hat, 
der Energieverbrauch bei der Produkti-
on sowie Alternativen. Es geht um die 
Auswirkungen der Globalisierung, das 
eigene Konsumverhalten, Fair Trade 
und nachhaltigen Konsum.

Eine zweite Gruppe hat ein gemein-
sames Projekt in einem ähnli-

chen Kontext erarbeitet. Hier geht es 
um die Erstellung eines Abschluss-T-
Shirts für Berufsvorbereitungsklassen 
des Berufschulzentrums Landrat-Gru-
ber-Schule in Dieburg. In Koopera-
tion mit dem Weltladen Dieburg sol-
len die SchülerInnen in einem Projekt 
ihr Abschluss-T-Shirt gestalten. Dabei 
sollen sie sich in fünf Modulen mit 
den Sachinformationen zur Oberbe-
kleidung, dem eigenen Konsumver-
halten, der Produktionskette, - wegen, 
-nutzung, -verwertung und der Öko-

nomie eines Produktes auseinander-
setzen. Inhaltlich ist u.a. ein Textil-
workshop „aus alt mach neu“ vorgese-
hen. Das Projekt soll fächerübergrei-
fend mit dem Ziel einer gemeinsamen  
Produktentscheidung (EDV/ Mathe – 
Ökonomie, Deutsch – Film „Die Kik 
Reportage“, Soziales Lernen – The-
ma Armut) angelegt werden. Optional 
können noch eine  Kleidertauschbörse 
oder eine Beratung „Dress for Job“ an-

geboten werden.

In einem dritten Pro-
jekt unter dem Titel 

„Nachhaltige Entwick-
lung. Wir erben die 
Erde nicht von un-
seren Vorfahren, wir 
leihen sie von unse-
ren Kindern“ wurden 
Unterrichtseinheiten 
und Kooperations-
veranstaltungen von 
Lehrern des Berufs-
schulzentrums Land-
rat-Gruber-Schule und 
dem benachbarten 
Oberstufengymnasi-
um Alfred-Delp-Schu-
le entwickelt und an-
gestoßen. 

Mit den Zielen der 
Bewusstseinänderung 
(Warum nachhaltig le-
ben?) und der Hand-
lungskompetenz (Wa-

rum nachhaltig handeln?) wurden zu 
unterschiedlichen Aspekten nachhal-
tiger Entwicklung Unterrichtsideen 
erarbeitet. Die Gliederung dabei war 
immer gleich aufgebaut. Nach der Be-
wusstmachung des Problems und der 
Erforschung der Ursachen und Folgen 
steht die Entwicklung von Lösungen 
und Maßnahmen im globalen und lo-
kalen Kontext. Darauf aufbauend er-
folgt dann abschließend eine Abschät-
zung der Lösungswahrscheinlichkeit. 
Besonders beeindruckt hat hier der 
Einsatz des Kybernetischen Systems 
als Methode.

Das vierte vorgestellte Projekt zum 
Thema Mobilität richtet sich als 

Angebot eines außerschulischen Trä-
gers an Schulen oder Klassen, die eine 
Projektwoche o.ä. zu diesem Thema 
anbieten möchten. Es wurde ein ferti-
ges Konzept erarbeitet das damit star-
tet, zunächst die eigene Mobilitätsnut-
zung der SchülerInnen zu thematisie-
ren und davon ausgehend das Thema 
Mobilität heute in den Mittelpunkt 
zu stellen. Im Anschluss können in 
Kleingruppen  Exkursionen mit unter-
schiedlichen Fortbewegungsmitteln 
stattfi nden, die dann entsprechend re-
fl ektiert werden. Darüber hinaus sind 
noch weitere Projekteinheiten denk-
bar, z.B. Fahrradwerkstatt, Leihfähr-
räder in der Schule, Ausbildung zum 
ÖPNV-Coach, Berichte für die Schul-
zeitung zum Thema, Leserbriefe an 
lokale Zeitungen, Mobilitätsausstel-
lung, Reiseagentur mit Freizeitratgeber 
Nachhaltigkeit...

Die Teilnehmenden der Fortbil-
dungsreihe haben das Angebot 

der Vernetzung von schulischer und 
außerschulischer Bildung stark genutzt 
und als sehr positiven Aspekt für ihre 
künftige Arbeit gewertet. Auch die 
Möglichkeit der kritischen Refl ektion 
der eigenen entwickelten Bildungspro-
jekte wurde sehr positiv aufgenommen.

Uli Wessely

Weitere Informationen zur Fortbil-
dungsreihe und zu den entwickelten 
Bildungsprojekten können beim DGB 
Bildungswerk Hessen e.V. angefordert 
werden.

Kontakt:  DGB Bildungswerk Hessen 
e.V.
E-Mail: uli.wessely@dgb-bildungs-
werk-hessen.de
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 SUCHTPRÄVENTION AN EINER BERUFLICHEN SCHULE? 

Seit mittlerweile 12 Jahren sind wir „Beratungslehrerin-
nen für Suchtprävention“ an der Landrat-Gruber-Schule 

in Dieburg. Als in der Gesamtkonferenz ein Nachfolger für 
diesen „Posten“ gesucht wurde, haben wir uns spontan zu 
zweit - als Team - gemeldet. 

Uns war anfangs nicht genau klar, was zu diesem Job ge-
hört, aber eines wussten wir sofort: Wir wollten eine An-
laufstelle gründen, wenn unsere Schülerinnen und Schü-
ler Hilfe in persönlichen Krisensituationen benötigen, also 
nicht nur bei Sucht- und Drogenproblemen.

Die Dienstversammlungen auf Landkreisebene mit 
z.T. völlig anders orientierten Sek I-Beratungslehrer/innen 
machte uns eines schnell klar: An einer BS muss Suchtprä-
vention anders sein. Deshalb  mussten wir zuerst einmal 
unsere speziellen Bedürfnisse formulieren und selbständig 
unser Gebiet abstecken. Ganz klassisch ist, dass wir Mate-
rialien zu verschiedenen Sucht-Themen für den Unterricht 
zusammengestellt und Lehrer-Fortbildungen an unsere 
Schule geholt haben. Aufgrund verschiedener Fortbildun-

gen konnten wir als Multiplikatoren auch selbst Fortbildun-
gen für unser Kollegium anbieten, z.B. zum Thema Alko-
hol. Mit von uns durchgeführten Workshops zum Thema 
Rauchen und Ausstieg wandten wir uns direkt an die Schü-
lerinnen und Schüler.

Mehrere Jahre war die Mitgliedschaft in der Steuerungs-
gruppe des bundesweiten Projektes „Gemeinsam ge-

sunde Schule entwickeln“ ein Schwerpunkt unserer Arbeit. 
Im Rahmen dieses Projektes haben wir versucht, gemein-
sam mit Schüler/innen und Kolleg/innen die Schule als Le-
bens- und Arbeitsraum gesundheitsfördernd zu gestalten.

Durch die Zusammenarbeit mit der Suchtberatungsstel-
le der Kinder- und Jugendförderung des Landkreises Darm-
stadt-Dieburg bot sich die Möglichkeit, zu Jahresthemen 
Veranstaltungen anzubieten. Solche  Jahresthemen entstan-
den durch Probleme, die wir verstärkt bei unseren Schüler/
innen wahrgenommen hatten, z.B. Ess-Störungen oder Al-
koholkonsum. Ein Highlight war mit Sicherheit die Aus-
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stellung „Der Klang meines Körpers – 
Kreative Wege aus der Essstörung“, die 
wir an der LGS zu Gast hatten und in 
der wir intensiv pädagogisch mit ver-
schiedenen Klassen gearbeitet haben. 

Auch die bekannte Theatergrup-
pe „RequiSiT“ mit ihren ehemaligen 
suchabhängigen Schauspielern gehört 
zu den Stammgästen an unserer Schu-
le, weil sie die Möglichkeit bietet, un-
verkrampft und authentisch in Kon-
takt mit den Jugendlichen zu kommen 
und im Anschluss Suchtthemen anzu-
sprechen.

Dreh- und Angelpunkt  unserer Tä-
tigkeit ist jedoch die eingangs er-

wähnte Sprechstundenarbeit, die mitt-
lerweile so gut angenommen wird, 
dass wir über eine veränderte Orga-
nisationsform und ein größeres Bera-
tungsteam nachdenken müssen. Un-
sere Sprechstunde „PULS“ (Flyer auf  
www.lgs-dieburg.de) ist als Anlauf-
stelle für persönliche Probleme aller 
Art konzipiert. Wir hören zu und ver-
mitteln, wenn nötig, weiterführende 
Hilfsangebote. Die Themen der Schü-
ler/innen, die zu uns kommen, spie-
geln die derzeitigen Brennpunkte: Wa-
ren es vor einiger Zeit noch die Ess-
Störungen und Drogenprobleme, so 
sind es derzeit vor allem Depressio-
nen, Lebensängste und familiäre Pro-
bleme, wegen denen die Jugendlichen 
kommen oder Kolleg/innen sie zu uns 
schicken. Immer wieder haben wir 
auch mit Mobbingsituationen zu tun. 
Ein weiteres Thema, das in letzter Zeit 
auftritt, ist Spielabhängigkeit und teil-
weise damit einhergehendes Schulver-
sagen.

Obwohl die häufi gsten Themen 
in der Sprechstunde direkt nichts mit 
Drogen und Sucht zu tun haben, sind 
wir der Überzeugung, dass die Mög-
lichkeit zur Aussprache in einem ge-
schützten Rahmen, verbunden mit der 
Möglichkeit zu weitergehenden Hilfs- 
und Beratungsangeboten auch sucht-
präventiv wirken.

Darüber hinaus wurden wir in ver-

schiedenen Fortbildungen zu An-
sprechpartnerinnen im Falle sexuellen 
Missbrauchs geschult. Und derzeit pla-
nen wir den Aufbau eines Krisenteams 
zusammen mit dem Schulseelsorger 
und anderen relevanten Personen der 
Schulgemeinde.

Außerdem sind wir Mitglieder in 
der Schulentwicklungsgruppe und 
wollen hier den Präventionsgedanken, 
den wir ja schon im Projekt „Gemein-
sam gesunde Schule entwickeln“ ver-
treten haben, fortführen.

Zusammenfassend können wir sa-
gen, dass wir ein weites Feld be-

arbeiten, das manchmal schon zu 
umfassend ist, das aber immer wie-
der neue Möglichkeiten der Weiter-
entwicklung bietet. Deshalb lohnt es 
sich, Suchtprävention an einer beruf-
lichen Schule in den verschiedensten 
Formen zu betreiben! Zu zweit macht 
dies nicht nur mehr Freude, sondern 
ist auch hilfreich für die Arbeit an 
sich! Gerne diskutieren wir mit ande-
ren über unsere Erfahrungen und Er-
kenntnisse.

Christiane Röschner und 
Margret Wiemer

Die beiden Verfasserinnen hatten 
sich als Team für eine Oberstudi-
enratsstelle als Beratungslehrerin-
nen beworben, mit Erfolg. Meines 
Wissens – und nach anfänglichen 
Schwierigkeiten mit dem Schulamt – 
war das einer der ersten Fälle geteil-
ter Oberstudienratsstellen. DS.
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DAS NEUE FACHKONZEPT BVB-PRO 
– EINE SCHÖNE BESCHERUNG?

Ein kleiner Paukenschlag. Ende November 2012 veröffent-
lichte die Bundesagentur für Arbeit ein neues Fachkon-

zept „BVB-Pro“ (Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme mit 
produktionsorientiertem Ansatz). Angebote von Produktions-
schulen, Jugendwerkstätten und ähnlichen Einrichtungen sind 
ab jetzt auch neben den bisher bekannten BvB der BA  förder-
bar. Erstmals sind bundesweit im Rahmen des Dritten Sozialge-
setzbuches fachliche und strukturelle Kriterien zur Umsetzung 
von Produktionsschulen formuliert worden. Der Bundesverband 
Produktionsschulen e.V. war an der Erstellung dieses Fachkon-
zepts beteiligt.

Bei der Gesamtfi nanzierung weicht die BvB-Pro allerdings er-
heblich von der bestehenden Berufsvorbereitung ab, denn 

eine Kofi nanzierung von mindestens 50% muss gewährleistet 
sein. Hier sollen Dritte wie die Bundesländer und/oder Kom-
munen beteiligt werden. Auch das vorhandene Vergaberecht 
muss weiter Anwendung fi nden. Hierin besteht aber nun der 
Casus Knacktus bei der Umsetzung dieses Förderangebotes. Wir 
bewegen uns beim SGB III im Rahmen eines Gesetzes mit ein-
deutigem Schwerpunkt der Arbeitsmarktintegration. Die bis-
herigen erfolgreichen Produktionsschulänsätze in Deutschland 
bewegen sich aber genau an der Schnittstelle zwischen (Berufl i-
cher) Bildung, Jugendberufshilfe und Arbeitsförderung. Weiter 
hat die seit 2005 gängige Ausschreibungspraxis der Agenturen 
durch Preisdumping bisher nachhaltige Qualitätsangebote be-
hindert.

Tatsache ist: Es existiert in Deutschland kein einheitlicher Ty-
pus von Produktionsschulen; gleichwohl gibt es zentrale 

Gemeinsamkeiten. So kann in Produktionsschulen die Schul-
pfl icht der all gemein bildenden Schule bzw. der Berufsschule er-
füllt werden. Produktionsschulen neh men in einigen Bundeslän-
dern z.B. von Ausgrenzung bedrohte Schülerinnen und Schüler 
(Schulverweigerer) ab Klasse 8 auf, bereiten sie auf die Rückkehr 
in Regelschulen vor und/oder vermitteln ihnen außerhalb des 

Regelschulangebotes einen Schulabschluss. Pro duktionsschulen 
bieten auch den nicht mehr schulpfl ichtigen, noch nicht voll 
ausbildungs fähigen jungen Menschen, die im ersten Arbeits-
markt weder eine Berufsausbildung noch eine Beschäftigung fi n-
den oder eine Ausbildung abgebrochen haben, arbeitsmarktliche 
An schlussperspektiven. Produktionsschulen können auch als au-
ßerbetriebliche Ausbildungs stätten duale berufl iche Ausbildung 
durchführen und als soziale Betriebe des zweiten Arbeitsmark-
tes im Rahmen der Nachqualifi zie rung fungieren. 

Das neue Förderkonzept „BvB-Pro“ mit seinen aktuellen För-
dervoraussetzungen kann aber nur einen Teil der Lernen-

den z.Zt. fi nanzieren. 

Jetzt stellt sich die Frage, wie kann Produktionsschule insge-
samt als Förderangebot in das zukünftige System des Über-

gangs Schule – Beruf fl ächendeckend verankert und fi nanziert 
werden. Verschiedene Überlegungen und Ansätze (z. B. Bertels-
mann Stiftung, DGB) bzw. Umsetzungskonzepte (z. B. NRW, 
Hamburg) zur Reform des Übergangs liegen bereits vor. 

Intransparenz, Strukturdefi zite und mangelnde Effi zienz des 
derzeitigen „Übergangsystems“ schienen mit dem demografi -

schen Wandel beseitigbar. Erst der entstehende Fachkräfteman-
gel aber erzeugt jetzt den notwendigen Druck zur Problemlö-
sung. Jetzt ist es an der Zeit, Produktionsschulen zu verstetigen 
und als pädagogische Antwort in ein neues Übergangssystem als 
Teil des deutschen Bildungssystems einzupfl anzen.

Informationen zum neuen Fachkonzept: www.arbeitsagentur.
de.  
Weitere Informationen zum Themenfeld Produktionsschule: 
www.bv-produktionsschulen.de

Martin Mertens
Bundesverband Produktionsschulen

T E R M I N E

17. Hochschultage Berufl iche Bildung 2013
 „Arbeit der Zukunft – Zukunft der Arbeit“

Berufl iche Bildung, Qualifi kation und Fachkräftebedarf im Zei-
chen des demographischen Wandels

Die Hochschultage fi nden vom 13. bis 15. März 2013 in Es-
sen statt. Inzwischen steht das Programm fest: 18 Fachtagungen 
und 23 Workshops. Näheres (Newsletter, Ankündigungsfl yer 
und Anmeldungen) unter www.hochschultage-2013.de 

Arbeitswelt- und Berufsorientierung an Schulen

Bundesweite LehrerInnenfortbildung von GEW und IG 
Metall 16. bis 17. April 2013 in Berlin, IG Metall-Bildungs-
stätte

Die Fortbildung dient der Diskussion bildungspolitisch und 
pädagogisch sinnvoller Konzepte der Arbeitswelt- und Berufs-
orientierung und dem Erfahrungsaustausch über Ländergrenzen 
und Schulformen hinweg.
Seminar- und Übernachtungskosten werden für Gewerkschafts-
mitglieder übernommen. Infos und Anmeldung über martina.
schmerr@gew.de 


